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Rundschreiben 06/2023  

Mindestanforderungen an Informationssysteme zur Bereitstellung von 

Informationen für Bewertungen im Rahmen einer Abwicklung 

(MaAbwicklungsbewertung) 

An alle  

- Unternehmen im Sinne von Artikel 2 SRM-VO 

- Unternehmen im Sinne von § 1 Absatz 1 Nr. 1 bis 3 SAG 

in der Bundesrepublik Deutschland, die nicht in die Zuständigkeit des Einheitlichen 

Abwicklungsausschusses (Single Resolution Board – SRB) nach Artikel 7 Absatz 2, Absatz 4 

Buchstabe b oder Absatz 5 SRM-VO fallen. 
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Abkürzungsverzeichnis  
 

EAD Exposure at Default (Kredithöhe zum Zeitpunkt des Ausfalls). 

i. V. m. in Verbindung mit. 

ICAAP Internal Capital Adequacy Assessment Process (bankinterner Prozess 

zur Sicherstellung einer angemessenen Kapitalausstattung). 

ID Identifikation. 

IFRS International Financial Reporting Standards (Internationale 

Rechnungslegungsstandards). 

ISIN International Security Identification Number (Internationale 

Identifikationsnummer für Wertpapiere). 

ILAAP Internal Liquidity Adequacy Assessment Process (bankinterner 

Prozess zur Sicherstellung einer angemessenen 

Liquiditätsausstattung). 

LGD Loss given Default (Ausfallverlustquote). 

MIS Managementinformationssystem. 

PD Probability of Default (Ausfallwahrscheinlichkeit). 

PCEV Post-conversion equity value (Eigenkapitalwert nach der 

Umwandlung) gemäß Richtlinie 2014/59/EU (siehe Artikel 10 

Absatz 5 Delegierte Verordnung (EU) 2018/345 vom 14.11.2017). 

RWA Risk-weighted assets (risikogewichtete Aktiva). 

SRB Single Resolution Board (Ausschuss für die einheitliche Abwicklung) 

im Sinne von Artikel 1 SRM-VO. 

VDR Virtual Data Room (virtueller Datenraum). 

WDCCI Write Down and Conversion of Capital Instruments (Herabschreibung 

und Umwandlung von Kapitalinstrumenten). 

 

Die Begriffe, die im Anhang II (Glossar) aufgeführt sind, haben in diesem Rundschreiben die Bedeutung, die 

ihnen in Anhang II jeweils zugewiesen wird. 
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1. Einleitung 

1.1. Im Rahmen der Abwicklungsplanung hat die Abwicklungsbehörde die Abwicklungsfähigkeit von 

Instituten und Gruppen zu bewerten und ggf. Abwicklungshindernisse abzubauen bzw. zu beseitigen. Hierzu 

prüft die Abwicklungsbehörde, ob eine ausgewählte Abwicklungsstrategie durchführbar ist und ob 

potentielle Abwicklungshindernisse vorliegen (Artikel 23 Absatz 1 Buchstabe c i. V. m. Artikel 26 bis 31 

DelVO (EU) 2016/1075). Dabei ist unter anderem zu berücksichtigen, ob die 

Managementinformationssysteme in der Lage sind, jederzeit – auch unter sich schnell verändernden 

Bedingungen – die für eine effektive Abwicklung des Instituts bzw. eines gruppenangehörigen 

Unternehmens wesentlichen Informationen bereitzustellen (Artikel 29 Absatz 1 DelVO (EU) 2016/1075 i. V.m. 

Nummer 9 von Abschnitt C des Anhangs der BRRD). Im Kontext dieses Rundschreibens zählt hierzu 

insbesondere, ob das Institut bzw. die Gruppe1 fähig ist, die benötigten Informationen für die im Rahmen 

einer Abwicklung erforderlichen Bewertungen bereitzustellen. 

1.2.  Gemäß Artikel 20 Absatz 1 SRM-VO bzw. § 69 Absatz 1 SAG ist eine Bewertung der 

Vermögenswerte und Verbindlichkeiten des Instituts oder des gruppenangehörigen Unternehmens eine 

notwendige Voraussetzung für die Anwendung von Abwicklungsmaßnahmen. Zudem verlangt Artikel 20 

Absatz 16 SRM-VO bzw. § 146 Absatz 1 SAG, dass nach der Durchführung von Abwicklungsmaßnahmen 

eine Bewertung durchzuführen ist. Gemäß Artikel 20 Absatz 16 SRM-VO ist bei Unternehmen im 

Anwendungsbereich der SRM-VO nach Durchführung der Abwicklungsmaßnahmen durch eine unabhängige 

Person zu prüfen, ob Anteilseigner und Gläubiger besser behandelt worden wären, sofern für das in 

Abwicklung befindliche Unternehmen ein reguläres Insolvenzverfahren eingeleitet worden wäre. Soweit 

nicht die SRM-VO maßgeblich ist, gilt § 146 Absatz 1 SAG. Um eine fundierte Bewertung zu gewährleisten, 

muss das Institut bzw. die Gruppe geeignete Systeme und Prozesse vorhalten, um relevante Daten und 

Informationen zügig und in hoher Qualität bereitzustellen.  

1.3. Das vorliegende Rundschreiben konkretisiert die Anforderungen des Rundschreibens 

Mindestanforderungen an die Abwicklungsfähigkeit im Rahmen der Abwicklungsplanung2 (folgend 

„MaAbwicklungsfähigkeit“) für bewertungsrelevante Aspekte. Es ist in Kombination mit anderen 

Rundschreiben des Geschäftsbereichs Abwicklung anzuwenden, insbesondere mit dem Rundschreiben 

Mindestanforderungen zur Umsetzbarkeit eines Bail-in3 (folgend „MaBail-in“).  

1.4. Das Rundschreiben stellt die Erwartungshaltung der Abwicklungsbehörde hinsichtlich des Zielbildes 

dar, welches durch die betroffenen Institute bzw. Gruppen erreicht sein muss, um im Hinblick auf die 

Vorhaltung geeigneter Systeme und Prozesse sowie die Bereitstellung von Informationen und Daten zum 

Zwecke der Bewertung als abwicklungsfähig zu gelten. Durch dieses Zielbild wird eine einheitliche, 

vergleichbare und transparente Verwaltungspraxis für die Abwicklungsplanung sichergestellt. Die BaFin wird 

im Rahmen ihrer Zuständigkeit als nationale Abwicklungsbehörde, insbesondere im Rahmen der 

Abwicklungsplanung für Institute und Gruppen im Sinne von Artikel 7 Absatz 3 SRM-VO, die unter die Ziffer 

1.1. genannten Aspekte der Abwicklungsfähigkeit in Bezug auf die Bereitstellung von Informationen zum 

Zwecke der Bewertung grundsätzlich als gegeben ansehen, wenn die Vorgaben dieses Rundschreibens 

eingehalten sind. Um ein proportionales Vorgehen zu gewährleisten, wird die Abwicklungsbehörde die 

Institute bzw. Gruppen4 im Anwendungsbereich dieses Rundschreibens im Rahmen der Abwicklungsplanung 

                                                
1  Mit den Fähigkeiten der Gruppe sind die Fähigkeiten der einzelnen gruppenangehörigen Unternehmen gemeint. Die 

Abwicklungsbehörde präzisiert in den folgenden Kapiteln dieses Rundschreibens bzw. im Rahmen der Abwicklungsplanung über 

welche Fähigkeiten die einzelnen gruppenangehörigen Unternehmen verfügen müssen.     
2  Rundschreiben 08/2022 (A) – Mindestanforderungen an die Abwicklungsfähigkeit im Rahmen der Abwicklungsplanung; in der jeweils 

gültigen Fassung. 
3  Rundschreiben 14/2021 (A) – Mindestanforderungen zur Umsetzbarkeit eines Bail-in (MaBail-in); in der jeweils gültigen Fassung. 
4  Im Rahmen der Abwicklungsplanung wird die Abwicklungsbehörde zur Bewertung der Abwicklungsfähigkeit einer Gruppe 

typischerweise nur an ein Unternehmen der Gruppe herantreten, bei dem es sich in der Regel um das EU-Mutterunternehmen 

handeln wird (§ 46 Absatz 5 i.V.m. § 58 Absatz 2a S. 2 SAG, Artikel 63 ff. DelVO (EU) 2016/1075). Bei Vorliegen der 

Abwicklungsvoraussetzungen kann die Abwicklungsbehörde dagegen auch andere gruppenangehörige Unternehmen um 

Informationen ersuchen (§ 78 Absatz 1 Nummer 1 SAG), weshalb insbesondere bei Abwicklungseinheiten sichergestellt sein muss, 

dass diese entsprechende Informationen auch bereitstellen können. 
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darauf hinweisen, ob und zu welchem Zeitpunkt sie deren Fähigkeit voraussetzt, die in diesem 

Rundschreiben enthaltenen Vorgaben zu erfüllen.  

1.5. Die konkrete Implementierung der Vorgaben dieses Rundschreibens zur Erreichung des Zielbildes und 

der Zeitpunkt, zu dem das Zielbild erreicht sein muss, werden im Rahmen der Abwicklungsplanung instituts- 

bzw. gruppenspezifisch im Hinblick auf den jeweiligen Ist-Zustand und den jeweils erwarteten 

Umsetzungsaufwand festgelegt. Solange ein Institut bzw. eine Gruppe keine entsprechende Unterrichtung 

seitens der Abwicklungsbehörde erhalten hat, darf das Institut bzw. die Gruppe davon ausgehen, dass alle 

Angaben im Sinne dieses Rundschreibens zunächst entbehrlich sind und somit keine diesbezüglichen 

Prozesse und Systeme vorzuhalten sowie Informationen zu übermitteln sind. 

1.6.  Soweit im Folgenden der Begriff der „Abwicklungsfähigkeit“ verwendet wird, bezieht sich dieser 

ausschließlich auf die in diesem Rundschreiben gestellten Anforderungen an die Verfügbarkeit in Bezug auf 

die im Rahmen einer Bewertung bereitzustellenden Daten und Informationen sowie auf die hierfür 

vorzuhaltenden Systeme und Prozesse. Die Beurteilung, ob sämtliche weitere Kriterien der 

Abwicklungsfähigkeit eines Instituts bzw. einer Gruppe erfüllt sind, bleibt hiervon unberührt und ist nicht 

Gegenstand dieses Rundschreibens.  
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2. Hintergrund und Hinweise 

2.1.  Die Abwicklung eines Instituts oder eines gruppenangehörigen Unternehmens erfordert ein 

schnelles und zielgerichtetes Handeln der Abwicklungsbehörde. Dazu benötigt die Abwicklungsbehörde 

eine Vielzahl von Daten und Informationen, die das Institut oder das gruppenangehörige Unternehmen, das 

im Abwicklungsplan als Abwicklungseinheit vorgesehen ist, auf Grundlage von § 78 Absatz 1 Nummer 1 SAG 

innerhalb kürzester Zeit bereitstellen muss. Hierzu gehören die Informationen, die für eine Bewertung im 

Sinne von Artikel 20 Absatz 1 SRM-VO bzw. § 69 Absatz 1 SAG und Artikel 20 Absatz 16 SRM-VO bzw. § 146 

Absatz 1 SAG erforderlich sind. Damit das Institut oder das gruppenangehörige Unternehmen in der Lage 

sind, diese Informationen im Falle einer Durchführung von Abwicklungsmaßnahmen in geeigneter Form und 

Qualität kurzfristig bereitzustellen, müssen sie entsprechende Systeme und Prozesse in Form einer 

technischen und organisatorischen Ausstattung einrichten und vorhalten. Fehlen solche Systeme und 

Prozesse oder sind sie unzureichend, kann dies ein Abwicklungshindernis darstellen. Vor diesem 

Hintergrund stellt dieses Rundschreiben die Mindestanforderungen hinsichtlich kurzfristig bereitzustellender 

Informationen im Falle einer möglichen Abwicklung dar. Darüber hinaus werden die Mindestanforderungen 

an die technische und organisatorische Ausstattung aufgezeigt, um die kurzfristige 

Informationsbereitstellung zu gewährleisten. Um die effektive und effiziente Umsetzung einer 

Abwicklungsmaßnahme in einer konkreten Krisensituation gewährleisten zu können, müssen die betroffenen 

Institute bzw. Gruppen in der Lage sein, Daten und Informationen gemäß Kapitel 5 bis 7 im Krisenfall ad hoc 

bereitzustellen, und diese Fähigkeit im Rahmen der Bewertung der Abwicklungsfähigkeit auf Anfrage der 

Abwicklungsbehörde nachweisen. 

2.2.  Das Rundschreiben beschreibt die grundsätzliche Erwartung der Abwicklungsbehörde an die 

bereitzustellenden Daten und Informationen sowie die zu deren Bereitstellung vorzuhaltenden Systeme und 

Prozesse. Die Abwicklungsbehörde kann im Rahmen ihres Zuständigkeitsbereichs von den genannten 

Vorgaben abweichen und insbesondere weitergehende Anforderungen stellen, sofern dies im Einzelfall 

geboten ist. 

2.3.  Die Abwicklungsbehörde wählt einen proportionalen Ansatz, der den Aufbau der Systeme und 

Prozesse zur Bereitstellung von bewertungsrelevanten Daten und Informationen in zwei Stufen vorsieht:  

 Die Institute bzw. Gruppen müssen zunächst die Anforderungen der Stufe 1 erfüllen. Sie zielt auf 

die Lieferung von Informationen ab, die im Wesentlichen auf bereits bestehenden internen und 

externen Standardberichten sowie weiteren wesentlichen Dokumenten der Institute bzw. der 

Gruppe aufsetzen. Das Ziel der Stufe 1 ist es, die Abwicklungsbehörde bzw. den Bewerter in die 

Lage zu versetzen, im Abwicklungsfall zumindest eine vorläufige Bewertung durchführen zu können, 

und somit eine erste Handlungsfähigkeit sicherzustellen.5 

 Nach Aufforderung durch die Abwicklungsbehörde wird in Stufe 2 die Umsetzung eines konkreten 

Datenmodells verlangt, welches Daten auf Einzelpositionsebene und bankinterne 

Bewertungsmodelle einbezieht, um eine detailliertere Bewertung zu ermöglichen. Die Stufe 2 

bezieht sich – unter Beachtung von Anpassungen und Ergänzungen – auf das „EBA Data Dictionary“ 

und berücksichtigt die Erfahrungen auf SRB-Ebene bezüglich der Bereitstellung von Informationen 

für die Bewertung sowie nationale Besonderheiten. 

2.4.  Die Abwicklungsbehörde behält sich vor, im Einzelfall weitere Informationen anzufordern, die über 

die in diesem Rundschreiben genannten Informationen hinausgehen. Ebenfalls behält sich die 

Abwicklungsbehörde vor, für bestimmte Institute bzw. Gruppen die Datenanforderungen der Stufe 1 

                                                
5  Die Stufe 1 orientiert sich – unter Berücksichtigung von Anpassungen und Ergänzungen – an dem Tabellenblatt „(Financial) Due 

Diligence“ des „EBA Data Dictionary“ in der Kategorie „Other Data“. Das „EBA Data Dictionary“ wurde am 10. März 2020 von der EBA 

im Internet veröffentlicht (https://eba.europa.eu/eba-highlights-importance-data-and-information-preparedness-perform-valuation-

resolution). 
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und/oder 2 zu reduzieren, wenn diese für die Bewertung des jeweiligen Instituts bzw. der Gruppe nicht von 

wesentlicher Bedeutung sind. 

2.5.  Unabhängig von den vorstehenden Hinweisen behält sich die Abwicklungsbehörde die Ausübung 

der Befugnis zur Durchführung eines Verfahrens über die Beseitigung von Abwicklungshindernissen nach 

Maßgabe der SRM-VO bzw. des SAG vor. 

2.6.  Die Abwicklungsbehörde behält sich Änderungen dieses Rundschreibens vor. 

2.7.  Dieses Rundschreiben ersetzt das Rundschreiben 02/2021 – Mindestanforderungen an 

Informationssysteme zur Bereitstellung von Informationen für Bewertungen im Rahmen einer Abwicklung 

(MaBewertung), das die Abwicklungsbehörde im Februar 2021 veröffentlichte. 
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3. Anwendungsbereich 

3.1. Erläuterung des Anwendungsbereichs 

3.1.1. Dieses Rundschreiben richtet sich ausschließlich an diejenigen Institute und gruppenangehörigen 

Unternehmen, die in den Anwendungsbereich der SRM-VO nach Artikel 2 SRM-VO oder in den 

Anwendungsbereich des SAG nach § 1 Absatz 1 Nummern 1 bis 3 SAG fallen und für die die BaFin als 

nationale Abwicklungsbehörde gemäß Artikel 7 Absatz 3 SRM-VO bzw. gemäß § 1 Absatz 1 Nummern 1 

bis 3 SAG i. V. m. § 3 SAG zuständig ist. 

3.1.2. Unternehmen oder Gruppen, für die der SRB nach Artikel 7 Absatz 2, Absatz 4 Buchstabe b oder 

Absatz 5 SRM-VO zuständig ist, werden vom Anwendungsbereich dieses Rundschreibens nicht erfasst.  

3.1.3. Ferner erfasst der Anwendungsbereich dieses Rundschreibens grundsätzlich keine Institute oder 

gruppenangehörigen Unternehmen, für die der Abwicklungsplan eine Liquidation im Rahmen eines 

Insolvenzverfahrens vorsieht. Die Abwicklungsbehörde behält sich aber die Möglichkeit vor, die 

Anforderungen, die nach diesem Rundschreiben vorgesehen sind, auch an Institute oder 

gruppenangehörige Unternehmen zu stellen, für die der Abwicklungsplan eine Liquidation im Rahmen eines 

Insolvenzverfahrens vorsieht. 

3.2. Erfüllung der Anforderungen 

3.2.1. Bei der Erfüllung der Anforderungen dieses Rundschreibens ist grundsätzlich zwischen 

Abwicklungseinheiten und Nicht-Abwicklungseinheiten zu unterscheiden. 

3.2.2. „Abwicklungseinheiten“ sind Institute oder gruppenangehörige Unternehmen, für die ein gemäß 

Artikel 9 i. V. m. Artikel 8 SRM-VO bzw. §§ 40, 46 SAG erstellter Abwicklungsplan Abwicklungsmaßnahmen 

vorsieht (Artikel 3 Absatz 1 Nummer 24a SRM-VO, § 2 Absatz 3 Nummer 3a SAG). 

3.2.3. „Nicht-Abwicklungseinheiten“ sind 

(a) Institute oder gruppenangehörige Unternehmen, die gemäß Abwicklungsplan einer 

Abwicklungsgruppe angehören, aber selbst keine Abwicklungseinheiten sind, oder  

(b) relevante Drittstaatentochterunternehmen. 

3.2.4. Eine Abwicklungsgruppe ist  

(a)  eine Abwicklungseinheit und ihre Tochterunternehmen, die nicht selbst Abwicklungseinheiten, 

Tochterunternehmen anderer Abwicklungseinheiten oder in einem Drittstaat niedergelassene 

Unternehmen sind, die gemäß dem Abwicklungsplan nicht der Abwicklungsgruppe angehören, und 

deren Tochterunternehmen; oder  

(b) CRR-Kreditinstitute, die einer Zentralorganisation ständig zugeordnet sind, und die 

Zentralorganisation selbst, wenn mindestens eines dieser Kreditinstitute oder die Zentralorganisation 

eine Abwicklungseinheit ist, und ihre jeweiligen Tochterunternehmen 

(Artikel 3 Absatz 1 Nummer 24b SRM-VO, § 2 Absatz 3 Nummer 3b SAG). 
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3.2.5. Ein relevantes Drittstaatentochterunternehmen ist ein Institut oder ein gruppenangehöriges 

Unternehmen, 

(a) das keine Abwicklungseinheit im Sinne von Ziffer 3.2.2. und keine Nicht-Abwicklungseinheit im Sinne 

von Ziffer 3.2.3. (a) ist, 

(b) das ein Tochterunternehmen (im Sinne von Artikel 4 Absatz 1 Nummer 16 CRR) eines 

Mutterunternehmens mit Sitz in einem Drittstaat ist und  

(c) für das ein gemäß Artikel 9 SRM-VO bzw. §§ 40, 46 SAG erstellter Abwicklungsplan die Anwendung 

des WDCCI-Instruments vorsieht, wobei dieses auch auf berücksichtigungsfähige Verbindlichkeiten 

nach Artikel 21 Absatz 7a SRM-VO bzw. § 65 Absatz 4 SAG angewendet werden kann. 

3.2.6 Eine Berichtseinheit ist ein Institut oder ein gruppenangehöriges Unternehmen, das entweder 

(a) eine Abwicklungseinheit im Sinne von Ziffer 3.2.2. ist oder 

(b) ein relevantes Drittstaatentochterunternehmen im Sinne von Ziffer 3.2.5. ist. 
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4. Notwendigkeit und Zielsetzung der Bewertung 

4.1. Arten der Bewertung  

4.1.1.  Bevor die Abwicklungsbehörde eine Abwicklungsanordnung erlässt, muss sie gemäß Artikel 20 

Absatz 1 SRM-VO bzw. § 69 Absatz 1 SAG sicherstellen, dass eine Bewertung der Vermögensgegenstände 

und Verbindlichkeiten des Instituts oder des gruppenangehörigen Unternehmens vorgenommen wird. Es 

können nach Art der Zwecksetzung grundsätzlich zwei Arten von Bewertungen, die vor einer 

Abwicklungsmaßnahme durchgeführt werden, unterschieden werden:  

 Bewertung 1 (Artikel 20 Absatz 5 Buchstabe a SRM-VO bzw. § 71 Absatz 1 Nummer 1 SAG): Die 

Bewertung dient als Grundlage für die Feststellung, ob die Voraussetzungen für eine Abwicklung 

oder eine Herabschreibung und/oder Umwandlung relevanter Kapitalinstrumente („WDCCI“) erfüllt 

sind. 

 Bewertung 2 (Artikel 20 Absatz 5 Buchstabe b bis g SRM-VO bzw. § 71 Absatz 1 Nummer 2 bis 8 

SAG): Die Bewertung dient vor allem der Entscheidung über die Wahl und die Ausgestaltung der 

Abwicklungsstrategie (z.B. über die Höhe einer eventuellen Herabschreibung und/oder Umwandlung 

von Kapitalinstrumenten).  

Wenn Verbindlichkeiten aus Derivategeschäften herabgeschrieben oder umgewandelt werden sollen und 

Transaktionen mit Derivaten einer Saldierungsvereinbarung unterliegen, muss die Abwicklungshörde oder 

ein unabhängiger Sachverständiger zudem den Nettowert der Verbindlichkeiten im Rahmen der Bewertung 

gemäß § 69 SAG bestimmen (§ 93 Absatz 3 SAG). Dies gilt entsprechend für Verbindlichkeiten aus sonstigen 

Finanzleistungen im Sinne von § 93 Absatz 5 SAG. 

4.1.2.  Die Abwicklungsbehörde hat gemäß Artikel 20 Absatz 16 SRM-VO bzw. § 146 Absatz 1 SAG nach 

der Durchführung der Abwicklungsmaßnahmen bewerten zu lassen, ob die Anteilsinhaber und Gläubiger 

besser behandelt worden wären, wenn für das in Abwicklung befindliche Unternehmen ein reguläres 

Insolvenzverfahren eingeleitet worden wäre (sogenannte Bewertung 3).  

4.2. Bewertung 1  

4.2.1. Zur Bewertung, ob die Abwicklungsvoraussetzungen oder die Voraussetzungen für die 

Herabschreibung und/oder Umwandlung von Kapitalinstrumenten erfüllt sind, wird eine faire, vorsichtige 

und realistische Bewertung der Vermögenswerte und Verbindlichkeiten des Instituts bzw. des 

gruppenangehörigen Unternehmens im Anwendungsbereich der SRM-VO benötigt (Artikel 20 Absatz 1 

SRM-VO bzw. § 69 Absatz 1 SAG).6 Wesentliches Ziel der Bewertung ist es festzustellen, ob der Wert der 

Vermögenswerte des Instituts bzw. des gruppenangehörigen Unternehmens den der Verbindlichkeiten 

übersteigt und ob die regulatorischen Kapitalanforderungen erfüllt sind.  

4.2.2.  Liegt eine Bewertung 1 vor, dient sie der zuständigen Behörde oder ggf. der Abwicklungsbehörde 

als Grundlage zur Feststellung, ob ein Institut „ausfällt oder wahrscheinlich ausfällt“ (Artikel 7 Absatz 1 

DelVO (EU) 2018/345).  

4.2.3. Die Bewertung 1 soll unter Beachtung des für das Institut relevanten Rechnungslegungs- und 

Aufsichtsrahmens erfolgen und eine Beurteilung der Überlebensfähigkeit des Instituts bzw. des 

gruppenangehörigen Unternehmens in seiner aktuellen Struktur liefern. Die Bewertungsmethoden können 

sich auf interne Modelle des Instituts stützen und die Art des Risikomanagementrahmens des Instituts bzw. 

                                                
6  Soweit nicht die SRM-VO maßgeblich ist, gelten, auch im Folgenden, die Vorschriften des SAG. 
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des gruppenangehörigen Unternehmens sowie die Qualität der Daten und verfügbaren Informationen 

berücksichtigen (Artikel 7 Absatz 2 der DelVO (EU) 2018/345). Es steht dem Bewerter frei, diejenigen 

institutsinternen oder externen Modelle und Methoden für seine Bewertungsmethodik zu benutzen, die er 

für am besten geeignet hält. Der Bewerter kann die Annahmen, Daten, Methoden und Einschätzungen, auf 

denen die Bewertungen des Unternehmens im Rahmen ihrer Finanzberichterstattungspflichten oder für die 

Berechnung des Eigenkapitals und der Kapitalanforderungen beruhen, infrage stellen und für die Zwecke 

der Bewertung außer Acht lassen. 

4.2.4.  Für die Erstellung einer Bewertung 1 werden insbesondere aktuelle Rechnungslegungs- und 

Aufsichtsdaten benötigt (z.B. eine möglichst aktuelle Bilanz sowie Gewinn- und Verlustrechnung). Hierzu 

können teilweise reguläre, bestehende externe und interne Standardberichtsformate verwendet werden, 

wobei der Bewertungsstichtag (vgl. Abschnitt 4.6) zu beachten ist.  

4.3. Bewertung 2  

4.3.1. Die Bewertung 2 beruht auf fairen, vorsichtigen und realistischen Annahmen und beurteilt im 

Wesentlichen unterschiedliche Szenarien für die Durchführung verschiedener möglicher 

Abwicklungsmaßnahmen. Im Unterschied zur Bewertung 1 basiert die Bewertung 2 auf wirtschaftlichen 

Werten und nicht auf Buchwerten (siehe auch Erwägungsgrund 7 der DelVO (EU) 2018/345).  

4.3.2. Im Falle der Erfüllung der Abwicklungsvoraussetzungen dient die Bewertung 2 der Entscheidung 

über die in Bezug auf das Institut bzw. des gruppenangehörigen Unternehmens zu treffenden 

angemessenen Abwicklungsmaßnahmen. Zudem soll die Bewertung 2 sicherstellen, dass jegliche Verluste in 

Bezug auf die Vermögenswerte des Instituts bzw. des gruppenangehörigen Unternehmens zum Zeitpunkt 

der Anwendung der Abwicklungsinstrumente vollständig erfasst werden. Abhängig von den angewandten 

Abwicklungsmaßnahmen dient die Bewertung 2 zudem verschiedenen weiteren Zwecken. Eine Übersicht der 

wesentlichen Zwecke ist in Tabelle 1 dargestellt.
7
 

  

                                                
7  Hierbei ist zu beachten, dass die Maßnahmen auch grundsätzlich in Kombination angewandt werden können. 
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Tabelle 1: Zwecke der Bewertung 2 nach Abwicklungsmaßnahmen 

Instrument  Zweck der Bewertung 2 

Herabschreibung 

und/oder 

Umwandlung 

relevanter 

Kapitalinstrumente 

(WDCCI) 

 

 Informationsgrundlage für eine fundierte Entscheidung über den Umfang der Löschung oder 

der Verwässerung von Eigentumstiteln und über den Umfang der Herabschreibung und/oder 

Umwandlung der relevanten Kapitalinstrumente (Artikel 20 Absatz 5 Buchstabe c SRM-VO 

bzw. § 71 Absatz 1 Nummer 3 SAG). 

 Wenn eine Umwandlung von relevanten Kapitalinstrumenten vorgesehen ist, muss die 

Bewertung 2 eine Schätzung über den Wert der neuen Anteile liefern (sogenannter PCEV).8 

 Bestimmung des Nettovermögenswertes im Sinne von Artikel 27 Absatz 13 Buchstabe a 

SRM-VO bzw. § 96 Absatz 1 Nummer 1 SAG. 

Herabschreibung 

und/oder Umwand-

lung relevanter 

Kapitalinstrumente 

und berücksich-

tigungsfähiger 

Verbindlichkeiten 

(interner WDCCI) 

 

 Informationsgrundlage für eine fundierte Entscheidung über den Umfang der Löschung oder 

der Verwässerung von Eigentumstiteln und über den Umfang der Herabschreibung und/oder 

Umwandlung der relevanten Kapitalinstrumente und berücksichtigungsfähigen 

Verbindlichkeiten (Artikel 21 Absatz 7a SRM-VO bzw. § 65 Absatz 4 SAG). 

 Wenn eine Umwandlung von relevanten Kapitalinstrumenten und/oder 

berücksichtigungsfähigen Verbindlichkeiten vorgesehen ist, muss die Bewertung 2 eine 

Schätzung über den Wert der neuen Anteile liefern (sogenannter PCEV).  

 Bestimmung des Nettovermögenswertes im Sinne von Artikel 27 Absatz 13 Buchstabe a 

SRM-VO bzw. § 96 Absatz 1 Nummer 1 SAG. 

Herabschreibung 

und/oder 

Umwandlung bail-

in-fähiger 

Verbindlichkeiten 

(Bail-in) 

 

 Informationsgrundlage für eine fundierte Entscheidung über den Umfang der 

Herabschreibung und/oder Umwandlung von bail-in-fähiger Verbindlichkeiten (Artikel 20 

Absatz 5 Buchstabe d SRM-VO bzw. § 71 Absatz 1 Nummer 4 SAG). 

 Wenn eine Umwandlung von bail-in-fähigen Verbindlichkeiten vorgesehen ist, muss die 

Bewertung 2 eine Schätzung über den Wert der neuen Anteile liefern (sogenannter PCEV).9 

 Bestimmung des Nettovermögenswertes im Sinne von Artikel 27 Absatz 13 Buchstabe a 

SRM-VO bzw. § 96 Absatz 1 Nummer 1 SAG. 

Vermögensverwal-

tungsgesellschaft 
 

 Informationsgrundlage für eine fundierte Entscheidung über die zu übertragenden 

Vermögenswerte, Rechte oder Verbindlichkeiten (Artikel 20 Absatz 5 Buchstabe e SRM-VO 

bzw. § 71 Absatz 1 Nummer 5 SAG). 

 Bewertung der Gegenleistung (Artikel 20 Absatz 5 Buchstabe e SRM-VO bzw. § 71 Absatz 1 

Nummer 5 SAG). 

 Durchführung des Drittvergleichs gemäß § 112 SAG (§ 71 Absatz 1 Nummer 7 SAG). 

Brückeninstitut  

 Informationsgrundlage für eine fundierte Entscheidung über die zu übertragenden 

Vermögenswerte, Rechte, Verbindlichkeiten oder anderen Eigentumstitel (Artikel 20 Absatz 5 

Buchstabe e SRM-VO bzw. § 71 Absatz 1 Nummer 5 SAG). 

 Bewertung der Gegenleistung (Artikel 20 Absatz 5 Buchstabe e SRM-VO bzw. § 71 Absatz 1 

Nummer 5 SAG). 

 Durchführung des Drittvergleichs gemäß § 112 SAG (§ 71 Absatz 1 Nummer 7 SAG). 

Unternehmens-

veräußerung 
 

 Informationsgrundlage für eine fundierte Entscheidung über die zu übertragenden 

Vermögenswerte, Rechte, Verbindlichkeiten oder Eigentumstitel (Artikel 20 Absatz 5 

Buchstabe f SRM-VO bzw. § 71 Absatz 1 Nummer 6 SAG). 

 Durchführung des Drittvergleichs gemäß § 112 SAG (§ 71 Absatz 1 Nummer 7 SAG). 

 Informationsgrundlage für das Verständnis, was unter „kommerziellen Bedingungen“ für die 

Zwecke des Artikel 24 Absatz 2 Buchstabe b SRM-VO zu verstehen ist (Artikel 20 Absatz 5 

Buchstabe f SRM-VO). 

4.3.3.  Abhängig von der Abwicklungsstrategie müssen für die Bewertung 2 unterschiedliche 

Bewertungsansätze gewählt werden. Die Delegierte Verordnung (EU) 2018/345 unterscheidet zwei 

wesentliche Bemessungsgrundlagen: den Haltewert und den Veräußerungswert. 

4.3.4.  Für Abwicklungsstrategien, die erfordern, dass ein fortgeführtes Unternehmen weiterhin 

Vermögensgegenwerte und Verbindlichkeiten hält (zum Beispiel bei einer alleinigen Anwendung des Bail-in-

Instruments), ist der Haltewert die geeignete Bemessungsgrundlage. Der Haltewert „bezeichnet den 

                                                
8  Die Notwendigkeit der Bestimmung des PCEV leitet sich aus Artikel 10 Absatz 5 der DelVO 2018/345 bzw. § 98 Absatz 1 SAG ab, 

wonach der Umwandlungssatz wertangemessen sein muss.  
9  Die Notwendigkeit der Bestimmung des PCEV leitet sich aus Artikel 10 Absatz 5 der DelVO 2018/345 bzw. § 98 Absatz 1 SAG ab, 

wonach der Umwandlungssatz wertangemessen sein muss. 
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angemessen abgezinsten Barwert der Zahlungsströme, die das Unternehmen unter fairen, vorsichtigen und 

realistischen Annahmen vernünftigerweise erwarten kann, wenn es bestimmte Vermögenswerte und 

Verbindlichkeiten weiterhin hält, wobei Faktoren, die das Verhalten der Kunden oder Gegenparteien oder 

sonstige Bewertungsparameter im Zusammenhang mit der Abwicklung beeinflussen, zu berücksichtigen 

sind“ (Artikel 1 Absatz 1 Buchstabe e der DelVO (EU) 2018/345). Der Haltewert darf eine Normalisierung der 

Marktbedingungen beinhalten, sofern dies als fair, vorsichtig und realistisch angesehen wird. 

4.3.5. Für Abwicklungsstrategien, die erfordern, dass Vermögenswerte oder Verbindlichkeiten auf eine 

Vermögensverwaltungsgesellschaft übertragen werden oder dass das Instrument des Brückeninstituts oder 

das Instrument der Unternehmensveräußerung angewendet wird, ist grundsätzlich der Veräußerungswert 

anzusetzen.10 „Der Veräußerungswert wird vom Bewerter auf Grundlage der Zahlungsströme – abzüglich der 

Veräußerungskosten und des erwarteten Wertes etwaiger Sicherheiten – bestimmt, die das Unternehmen 

unter den derzeit vorherrschenden Marktbedingungen bei einer ordnungsgemäßen Veräußerung oder 

Übertragung von Vermögenswerten oder Verbindlichkeiten nach vernünftigem Ermessen erwarten kann“ 

(Artikel 12 Absatz 5 der Delegierten Verordnung (EU) 2018/345). Der Bewerter kann ferner unter 

Berücksichtigung der im Rahmen der Abwicklung vorgesehenen Maßnahmen einen Abschlag für einen 

möglichen beschleunigten Verkauf gegenüber dem beobachtbaren Marktwert berücksichtigen. Um den 

Verkaufswert von Vermögenswerten zu ermitteln, für die kein liquider Markt existiert, sind beobachtbare 

Marktpreise für ähnliche Vermögenswerte oder Modellberechnungen auf Basis beobachtbarer 

Marktparameter zu nutzen. Dabei sind Abschläge für Illiquidität in Betracht zu ziehen. Wird im Hinblick auf 

die Verwendung des Instruments der Unternehmensveräußerung oder des Instruments des Brückeninstituts 

der Unternehmenswert ermittelt, kann der Bewerter angemessene Erwartungen für den sogenannten 

Franchise-Wert heranziehen (Artikel 12 Absatz 7 der DelVO (EU) 2018/345). Der Franchise-Wert bezeichnet 

den Netto-Barwert der Zahlungsströme, die nach vernünftigem Ermessen aus der Erhaltung und Erneuerung 

von Vermögenswerten und Verbindlichkeiten oder Geschäften resultieren, und umfasst die Auswirkungen 

aller Geschäftsmöglichkeiten, einschließlich solcher, die sich durch die verschiedenen, vom Bewerter zu 

prüfenden Abwicklungsmaßnahmen ergeben (Artikel 1 Buchstabe g der DelVO (EU) 2018/345). 

4.4. Bewertung 3 

4.4.1. Der Zweck der Bewertung 3 ist es, im Anschluss an die Abwicklung zu bestimmen, ob die 

Anteilseigner und Gläubiger im Rahmen der Abwicklung besser behandelt worden wären, wenn für das in 

Abwicklung befindliche Unternehmen ein reguläres Insolvenzverfahren eingeleitet worden wäre (Artikel 20 

Absatz 16 SRM-VO bzw. § 146 SAG). Die Bewertung 3 muss daher unter Beachtung des nationalen 

Insolvenzrechtes erfolgen. Sie wird nach der Abwicklung von einem unabhängigen Bewerter durchgeführt 

und erfolgt möglichst zeitnah nach der Abwicklung. 

4.4.2.  Die Bewertung 3 erfolgt auf Ebene des einzelnen Anspruchs und erfordert daher die 

entsprechenden granularen Daten auf Ebene der Verbindlichkeiten des Instituts bzw. der 

gruppenangehörigen Unternehmen (siehe auch Rundschreiben – Mindestanforderungen zur Umsetzbarkeit 

eines Bail-in (MaBail-in) in der jeweils gültigen Fassung). Gemäß Artikel 2 der DelVO (EU) 2018/344 erstellt 

der Bewerter im Rahmen der Bewertung 3 ein Verzeichnis aller sich im Besitz des Instituts befindlichen 

identifizierbaren und eventuell bestehenden Vermögenswerte sowie eine Liste aller gegen das Institut 

bestehenden Forderungen und Eventualverbindlichkeiten.  

4.4.3. Die Bewertung 3 erfolgt in drei Bewertungsschritten (Artikel 20 Absatz 17 SRM-VO bzw. § 146 

Absatz 3 SAG): 

                                                
10  Eine Ausnahme besteht gemäß Artikel 12 Absatz 8 der DelVO (EU) 2018/345, wenn nach vernünftigem Ermessen des Bewerters keine 

realistischen Aussichten für die Veräußerung eines Vermögenswertes oder Geschäftsbereichs bestehen. In diesem Fall muss der 

Bewerter den Veräußerungswert nicht bestimmen und schätzt stattdessen die entsprechenden Zahlungsströme auf der Grundlage 

der jeweiligen Aussichten für die Fortsetzung oder den Abbau. Diese Bestimmung gilt allerdings nur für das Instrument des 

Brückeninstituts und nicht für das Instrument der Ausgliederung von Vermögenswerten oder das Instrument der 

Unternehmensveräußerung. 
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a) Bestimmung der hypothetischen Behandlung der Anteilseigner und Gläubiger, wenn über das 

Unternehmen zum Zeitpunkt der Abwicklungsentscheidung ein reguläres Insolvenzverfahren 

eingeleitet worden wäre; 

b) Bestimmung der tatsächlichen Behandlung der Anteilseigner und Gläubiger durch die 

Abwicklungsmaßnahmen; 

c) Bestimmung, ob das Ergebnis der Behandlung von (a) den Wert übersteigt, der sich aus der 

Behandlung nach (b) für die Anteilseigner und Gläubiger ergibt. 

4.5. Vorläufige und endgültige bzw. abschließende Bewertung 

4.5.1.  Bevor bei einem Unternehmen im Anwendungsbereich der SRM-VO Abwicklungsmaßnahmen 

getroffen werden oder die Befugnis zur Herabschreibung und/oder Umwandlung von relevanten 

Kapitalinstrumenten oder berücksichtigungsfähigen Verbindlichkeiten ausgeübt wird, muss grundsätzlich 

eine endgültige Bewertung durch einen unabhängigen Bewerter nach Maßgabe des Artikel 20 SRM-VO bzw. 

§§ 69 bis 75 SAG durchgeführt werden. Eine Bewertung, die nicht alle Anforderungen erfüllt gilt als 

vorläufige Bewertung (Artikel 20 Absatz 3 i. V. m. Absatz 10 i. V. m. Artikel 7 Absatz 3 Unterabsatz 4 SRM-

VO bzw. § 74 SAG. Die Bewertung 3 ist hingegen immer als abschließende Bewertung durchzuführen.  

4.5.2. Die vorläufige Bewertung kann entweder von der Abwicklungsbehörde oder einem unabhängigen 

Bewerter durchgeführt werden. Die vorläufige Bewertung hat einen Abschlag für zusätzliche Verluste zu 

enthalten und diese angemessen zu begründen (Artikel 20 Absatz 10 Unterabsatz 2 SRM-VO bzw. 

§ 74 Absatz 3 SAG).  

4.5.3. Erfolgt die Abwicklung basierend auf einer vorläufigen Bewertung, hat die Abwicklungsbehörde 

grundsätzlich eine endgültige Ex-post-Bewertung (Artikel 20 Absatz 11 SRM-VO) bzw. eine abschließende 

Bewertung (§ 75 Absatz 1 SAG) zu veranlassen. Die abschließende Bewertung kann entweder zeitlich 

getrennt von der Bewertung 3 oder gleichzeitig mit dieser erfolgen. In jedem Fall ist sie jedoch inhaltlich 

getrennt von der Bewertung 3 vorzunehmen. Im Unterschied zur vorläufigen Bewertung kann die 

abschließende Bewertung nicht von der Abwicklungsbehörde, sondern nur von einem unabhängigen 

Bewerter durchgeführt werden. 

4.6. Bewertungsstichtag 

Die Bewertung erfolgt gemäß Artikel 3 der DelVO (EU) 2018/345 zu einem der folgenden Zeitpunkte 

(Bewertungsstichtag):  

 bei Bewertungen vor der Abwicklung wählt der Bewerter grundsätzlich ein Datum, das so nah wie 

möglich am erwarteten Abwicklungsdatum liegt, 

 bei Bewertungen, die nach dem Abwicklungsdatum durchgeführt werden, wählt der Bewerter das 

tatsächliche Abwicklungsdatum, 

 für die Bewertung von Verbindlichkeiten aus Derivatekontrakten, wählt der Bewerter den Zeitpunkt 

gemäß Artikel 8 der DelVO (EU) 2016/1401. Dies gilt entsprechend für Verbindlichkeiten aus 

sonstigen Finanzleistungen im Sinne von § 93 Absatz 5 SAG.  
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5. Allgemeine Mindestanforderungen 

5.1. Zwei-Stufen-Ansatz 

5.1.1.  Damit das Institut bzw. die Gruppe als abwicklungsfähig in Bezug auf die Bereitstellung von 

Informationen für die Bewertung angesehen werden kann, müssen die Berichtseinheit bzw., wenn eine 

Gruppe aus mehreren Berichtseinheiten besteht, alle Berichtseinheiten der Gruppe  zunächst in der Lage 

sein, bestehende interne und externe Standardberichte sowie weitere wesentliche Dokumente (Kapital 6.3), 

jeweils in einem virtuellen Datenraum (VDR)11 innerhalb von 24 Stunden bereitzustellen (Stufe 1) . 

5.1.2.  Aufbauend auf Stufe 1 setzt die Abwicklungsbehörde voraus, dass die Berichtseinheit bzw. die 

Berichtseinheiten fähig sind, innerhalb von 72 Stunden der Abwicklungsbehörde Datenpunkte auf 

Einzelpositionsebene (Kapitel 7.3 und 7.5) in einem VDR bereitzustellen und ausgewählte bankinterne 

Bewertungsmodelle (Kapitel 7.2) für Zwecke der Bewertung bereitzuhalten (Stufe 2). 

5.1.3.  Die Berichtseinheiten müssen in der Lage sein, bei der Datenbereitstellung alle gesetzlichen 

Anforderungen, z.B. DSGVO, zu beachten. Dabei darf davon ausgegangen werden, dass die 

Abwicklungsbehörde grundsätzlich keine personenbezogenen Daten anfordert und somit die in diesem 

Rundschreiben aufgeführten oder anderweitig geforderten Informationen generell keine 

personenbezogenen Daten umfassen. Soweit eine in diesem Rundschreiben oder anderweitig geforderte 

Information ausnahmsweise auch personenbezogene Daten enthalten soll, weist die Abwicklungsbehörde 

ausdrücklich darauf hin.  

5.1.4.  Sofern die bevorzugte und/oder die alternative Abwicklungsstrategie das Instrument der 

Unternehmensveräußerung vorsehen, muss die jeweilige Berichtseinheit grundsätzlich in der Lage sein, 

potentiellen Erwerbern für dessen Akquisitionsentscheidung relevante Informationen zur Verfügung zu 

stellen. Die Abwicklungsbehörde und die jeweilige Berichtseinheit stimmen sich hinsichtlich der zu 

treffenden Vorkehrungen ab.  

5.2. Technische/organisatorische Ausstattung im Allgemeinen  

5.2.1. Damit das Institut bzw. die Gruppe als abwicklungsfähig in Bezug auf die Bereitstellung von 

Informationen für die Bewertung angesehen werden kann, hat die jeweilige Berichtseinheit geeignete 

Prozesse und Systeme sowie erforderliche technische und personelle Ressourcen vorzuhalten, die die 

rechtzeitige Einrichtung des VDRs und die Einhaltung der weiteren Anforderungen dieses Rundschreibens 

sicherstellen.  

5.2.2.  Die Berichtseinheit hat sicherzustellen, dass diese Prozesse, die zugehörigen Systeme sowie 

technischen und personellen Ressourcen jederzeit einsatzbereit sind. Die Berichtseinheit hat insbesondere 

sicherzustellen, dass alle der Abwicklungsbehörde bereitgestellten Informationen vollständig, sachlich und 

inhaltlich richtig sowie konsistent sind und zeitlich und rechtlich korrekt zugeordnet wurden. 

5.2.3.  Die Berichtseinheit hat ferner sicherzustellen, dass die Erfüllung der Anforderungen dieses 

Rundschreibens regelmäßig und bei wesentlichen Änderungen durch geeignete instituts- bzw. 

gruppeninterne Prozesse überprüft werden. Grundvoraussetzung ist die vollständige Dokumentation aller 

für die Erfüllung der Anforderungen dieses Rundschreibens an die notwendigen Prozesse, zugehörigen 

Systeme sowie technischen und personellen Ressourcen. Weiterhin hat die Berichtseinheit regelmäßig in 

Abstimmung mit der Abwicklungsbehörde sowie ggf. anlassbezogen die Erfüllung der Anforderungen in 

Rahmen von Testläufen („Dry Runs“) zu überprüfen. 

                                                
11  Jede Berichtseinheit hat grundsätzlich einen eigenen VDR mit den entsprechenden Daten aufzusetzen. 
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6. Besondere Mindestanforderungen: Stufe 1 

6.1. Technisch-organisatorische Ausstattung 

6.1.1. Damit das Institut bzw. die Gruppe als abwicklungsfähig in Bezug auf die Bereitstellung von 

Informationen der Stufe 1 für die Bewertung angesehen werden kann, müssen die Berichtseinheit bzw. alle 

Berichtseinheiten der Gruppe in der Lage sein, die Informationen gemäß Kapitel 6.3 auf Anfrage der 

Abwicklungsbehörde innerhalb von 24 Stunden in einem VDR bereitzustellen. 

6.1.2. Zudem ist sicherzustellen, dass der Zugriff auf den befüllten VDR für die Abwicklungsbehörde und 

den Bewerter innerhalb der 24 Stunden gegeben ist.  

6.1.3. Sofern die bevorzugte und/oder die alternative Abwicklungsstrategie das Instrument der 

Unternehmensäußerung beinhalten, ist zudem sicherzustellen, dass ein separater VDR für die potentiellen 

Erwerber vorgehalten werden kann. Die Separierung kann auch durch verschiedene Zugriffsrechte 

(Nutzergruppen) erfolgen. Dabei haben die Berichtseinheit bzw. alle Berichtseinheiten der Gruppe 

sicherzustellen, dass grundsätzlich alle potentiellen Erwerber denselben Zugriff auf die Informationen und 

Daten erhalten. 

6.1.4. Die Berichtseinheit bzw. alle Berichtseinheiten stellen sicher, dass in jedem VDR ein strukturierter 

Frage- und Antwortprozess durchgeführt und moderiert werden kann. Die Aufbau- und Ablauforganisation 

des strukturierten Frage- und Antwortprozesses ist derart auszugestalten, dass die Fragen grundsätzlich 

innerhalb von zwölf Stunden beantwortet werden können.  

6.1.5. Die Berichtseinheit bzw. alle Berichtseinheiten stellen sicher, dass von dem Bewerter und der 

Abwicklungsbehörde zusätzlich angefragte Informationen grundsätzlich binnen zwölf Stunden im VDR 

bereitgestellt werden können.  

6.1.6.  Datenbereitstellungsformate sowie entsprechende Kontaktpersonen sind mit der 

Abwicklungsbehörde im Rahmen der Abwicklungsplanung abzustimmen und festzuhalten. Grundsätzlich 

sollen für die Informationen der Stufe 1 die gängigen Datenformate (z.B. PDF, Word und Excel) verwendet 

werden.  

6.2. Handbuch für die Informationsbereitstellung 

6.2.1. Das Institut bzw. die Gruppe hat für die Berichtseinheit bzw. alle Berichtseinheiten ein Handbuch für 

die Informationsbereitstellung der Stufe 1 anzufertigen. Das Handbuch umfasst grundsätzlich die Aufbau- 

und Ablauforganisation für (i) die Aktivierung des VDRs, (ii) die Informationsbereitstellung und (iii) den 

Betrieb des VDRs. Hierzu zählen u.a. Rollen und Verantwortlichkeiten, involvierte Organisationseinheiten, 

Datenquellen, Zeitpläne, Zugriffsrechte und Berechtigungskonzepte, Datenraumregeln und 

Vertraulichkeitsanforderungen. 

6.2.2. Weiterhin sind die folgenden Inhalte im Handbuch zu berücksichtigen: 

 Beschreibung des Prozesses, wie die relevanten Daten intern vorgehalten und regelmäßig aktualisiert 

werden können, um eine fristgerechte ad hoc Bereitstellung im Krisenfall zu gewährleisten. 
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 Beschreibung der Vor- und Aufbereitung von Informationen, die nicht an potentielle Erwerber 

weitergeitet werden dürfen (nur notwendig, wenn die bevorzugte oder alternative 

Abwicklungsstrategie eine Unternehmensveräußerung vorsieht).12 

 Beschreibung des strukturierten Frage- und Antwortprozesses (insbesondere Aufgabenverteilung und 

Governance) unter Berücksichtigung der mit der Abwicklungsbehörde vereinbarten Reaktionszeiten. 

 Beschreibung, wie die Qualitätssicherung der bereitgestellten Informationen gewährleistet wird. 

 Institutsindividueller Datenraumindex unter Orientierung an/Abgleich mit den Mindestanforderungen 

der Stufe 1 gemäß Tabelle 2 (Ziffer 6.3.3). Dieser ist mit der Abwicklungsbehörde im Rahmen der 

Abwicklungsplanung abzustimmen und festzuhalten. 

6.3. Informationsanforderungen  

6.3.1.  Damit das Institut bzw. die Gruppe als abwicklungsfähig in Bezug auf die Bereitstellung von 

Informationen der Stufe 1 für die Bewertung angesehen werden kann, müssen die Berichtseinheit bzw. alle 

Berichtseinheiten einer Gruppe in der Lage sein, die in der nachfolgenden Tabelle beschriebenen 

Mindestinformationen bereitzustellen. 

6.3.2.  Die in der Tabelle 2 aufgeführten internen und externen Standardberichte sowie weiteren 

Dokumente stellen grundsätzlich mindestens bereitzustellende Daten und Informationen dar. Details sind im 

Rahmen der Abwicklungsplanung mit der Abwicklungsbehörde abzustimmen. Zudem stellt Tabelle 2 keine 

abschließende Auflistung dar. Sie ist gegebenenfalls in Absprache mit der Abwicklungsbehörde zu erweitern 

bzw. zu kürzen sowie Daten ggf. zu anonymisieren. Kürzungen sind möglich, sofern im Einzelfall das 

Vorhalten der Information für die Zwecke einer Bewertung des jeweiligen Instituts bzw. der Gruppe im 

Rahmen einer Abwicklung nicht erforderlich ist bzw. einen unverhältnismäßigen Aufwand bedeuteten würde 

und im Rahmen der Abwicklungsplanung mit der Abwicklungsbehörde abgestimmt wurde. Eine genauere 

Erläuterung der einzelnen Positionen findet sich in Anhang I.  

6.3.3. Die Informationen sollten im VDR entsprechend der Kategorien in Tabelle 2 strukturiert und gliedert 

werden. Eine weitere Strukturierung in Unterkategorien ist im Rahmen der Abwicklungsplanung mit der 

Abwicklungsbehörde abzustimmen. Die Informationen und Daten sind grundsätzlich für die jeweilige 

Berichtseinheit und die (wesentlichen) Tochterunternehmen13 bereitzustellen (zusammen wesentliche 

rechtliche Einheiten).  

 
Tabelle 2: Mindestanforderungen der Stufe 1 

Nr. Beschreibung 

1. Allgemeine Darstellung der Berichtseinheit und seiner (wesentlichen) Tochterunternehmen 

1.1  Darstellung der Gesellschafter- und der Beteiligungsstruktur 

1.2  Geschäftsmodell 

1.3  Steuerungsorgane und wesentliche Steuerungsgremien 

1.4  Investor Relations-Präsentationen der letzten drei Geschäftsjahre 

                                                
12  Siehe Ziff. 5.1.3. 
13  Der Kreis der einzubeziehenden Unternehmen ist prinzipiell abhängig von den jeweiligen anforderten Informationen und dem 

Geschäftsmodell und ist grundsätzlich vor dem Hintergrund der Wesentlichkeit für eine Bewertung festzulegen. Details sind im 

Rahmen der Abwicklungsplanung mit der Abwicklungsbehörde abzustimmen. Mit „wesentlich“ ist im Rahmen von Tabelle 2 jeweils 

gemeint, dass die entsprechende Information aus Sicht eines Bewerters (und im Falle einer Strategie der Unternehmensveräußerung 

aus Sicht potenzieller Investoren) in nicht zu vernachlässigendem Maße zur wert- und/oder risikomäßigen Einschätzung der 

Berichtseinheit und ihrer Tochterunternehmen beitragen kann. 
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Nr. Beschreibung 

1.5  Ratingberichte der letzten drei Geschäftsjahre 

1.6  Protokolle von ordentlichen/außerordentlichen Haupt-/Gesellschafterversammlungen der letzten drei Geschäftsjahre  

1.7  
Informationen zur Entschädigungseinrichtung, dem institutsbezogenen Sicherungssystem und der freiwilligen 

Einlagensicherung 

1.8  Eingeleitete Restrukturierungs- und Sanierungsmaßnahmen 

1.9  
Darstellung der aktuellen bestandsgefährdenden Situation und aller schwebenden Risiken inklusive der internen und 

ggf. vorhandenen externen Einschätzungen diesbezüglich der letzten drei Geschäftsjahre (sofern zutreffend) 

2. Recht und Compliance 

2.1  Grundlagendokumente  

2.2  Wesentliche Rechtstreitigkeiten (relevante Aspekte) 

2.3  Übersicht über alle wesentlichen Marken- und Namensrechte sowie Patente 

2.4  Prospekte und Berichte zu Finanzinstrumenten und Verbindlichkeiten  

2.5  Übersichtsliste wesentlicher Verträge zwischen den wesentlichen rechtlichen Einheiten 

2.6  Informationen zu Standard-Verträgen 

2.7  Übersicht der Verträge außerhalb der EU/EWR unter Angabe von Rechtswahl und Gerichtsstand 

2.8  Informationen zu Compliance-Sachverhalten 

3. Prüfungsberichte und aufsichtsrechtliche Korrespondenz im weiteren Sinne 

3.1  Übersicht aufsichtsrechtliche Zulassungen, Erlaubnisse etc.  

3.2  Prüfungsberichte und sonstige Berichte der letzten drei Geschäftsjahre  

3.3  Sämtliche Anordnungen, Auflagen, Geldbußen etc. der Aufsichts- und Abwicklungsbehörden  

3.4  Regulatorische Korrespondenz  

4. Planungsunterlagen, Modelldokumentation und Bewertungsunterlagen 

4.1  Geschäftsplanung 

4.2  Darstellung und Erläuterung des Planungsprozesses 

4.3  Analyse der historischen Planungsgenauigkeit 

4.4  Interne und externe wesentliche Bewertungsunterlagen der letzten drei Geschäftsjahre 

4.5  Unterlagen und Übersicht zu Portfoliokäufen und -verkäufen 

4.6  Dokumentation der Verrechnungspreise inkl. Country-by-Country Reporting 

4.7  Letzte Werthaltigkeitsprüfungen der wesentlichen Tochterunternehmen   

5. Finanzinformationen  

5.1  
Geschäfts- und zugehörige Prüfungsberichte (HGB und IFRS) der letzten drei Geschäftsjahre, einschließlich 

Überleitungsrechnungen zwischen interner und externer Berichterstattung  

5.2  Interne und externe Zwischenberichte und Monatsabschlüsse seit dem letzten testierten Abschluss  

5.3  
Detaillierte Hintergrundinformationen zu den Erläuterungen und Angaben im Anhang der letzten testierten 

Stichtagsbilanz (HGB und IFRS)  

5.4  
Detaillierte Hintergrundinformationen zu den Erläuterungen der Angaben im Anhang der Gewinn- und 

Verlustrechnung (HGB und IFRS) der letzten drei Geschäftsjahre  

5.5  
Dokumentation der angewandten Bilanzierungs- und Bewertungsverfahren (inklusive Methodik zur Ableitung von 

Ausfallwahrscheinlichkeiten, Ratingklassen und Sicherheiten-Qualität)  

5.6  Aktuelle Ertrags- und Kostenübersicht je Geschäftsfeld  

5.7  
Detaillierte Informationen zur Entwicklung des regulatorischen Kapitals, inklusive Überleitung aus dem bilanziellen 

Eigenkapital 

5.8  Kontenrahmen 

5.9  
Aktuelle Saldenaufstellung der Hauptbuchkonten (der Stichtag sollte dem verwendeten Stichtag für die bilanziellen 

Informationen der Stufe 2 entsprechen) vor und nach Konsolidierung  

5.10  Rückstellungsspiegel und Gutachten zu Pensionsrückstellungen  

6. (Risiko-)Controlling und andere wesentliche Funktionen 

6.1  
Reguläre und anlassbezogene Berichte für alle wesentlichen Steuerungsorgane/-gremien etc. der letzten drei 

Geschäftsjahre  

6.2  Informationen zum Management zahlungsgestörter Kredite  
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Nr. Beschreibung 

6.3  
Erläuterung zu den internen Ratingverfahren für bspw. Kreditnehmer, Kredite, Emittenten und Emissionen 

einschließlich einer Überleitung der Ratingklassen zu den Ausfallwahrscheinlichkeiten 

6.4  Erläuterungen zu den für die Sicherheitenbewertung genutzten Modellen und Verfahren 

7. Wettbewerbsposition 

7.1  Markt- und Wettbewerbsanalyse für die einzelnen Segmente 

8. Steuern 

8.1  Status der steuerlichen Veranlagung der letzten drei Geschäftsjahre 

8.2  Betriebsprüfungen der letzten drei Geschäftsjahre  

8.3  Historische und aktuelle Steuerquote der Gruppe bzw. der wesentlichen rechtlichen (der letzten drei Geschäftsjahre) 

8.4  Besteuerung ausländischer Gruppenunternehmen und Zweigstellen 

8.5  Darstellung steuerlicher Organschaften 

8.6  Steuerplanung  

8.7  Übersicht und Erläuterungen zu latenten Steuern  

9. Personal und Informationstechnologie  

9.1  Wesentliche Dokumente und Berichte zur Informationstechnologie 

9.2  
Organisations- und Personalstruktur nebst Anzahl, Qualifikation und Vertragsstatus der Mitarbeiter je 

Geschäftsbereich  

10. Tagaktuelle Daten  

10.1  Tagaktuelle Handelsergebnisse, einschließlich Hintergrundinformationen 

10.2  Interne Berichte zur Finanzentwicklung (GuV, Bilanz) seit dem letzten Monatsabschluss  

11. Informationen zu besonderen Portfolios und anderen Aktiva 

11.1  
Detailinformationen zu wesentlichen komplexen Portfolios14 mit Verbriefungsstrukturen (wenn vorhanden) bspw. 

anhand ESMA Securitisation Reports 

11.2  

Detailinformationen zu wesentlichen komplex strukturierten Wertpapieren, deren Struktur durch die standardisierte 

Abfrage der Stufe 2 nicht vollständig abgebildet werden können, sofern diese für die Bewertung des Instituts 

wesentlich sind 

11.3  
Detailinformationen zu wesentlichen Förderprogrammen, sofern eine anteilige Risikoübernahme vorliegt und die 

Informationen nicht öffentlich verfügbar sind  

11.4  
Detailinformationen zu gehaltenen besonderen Vermögensgegenständen, z.B. Immobilienbeständen (bspw. letzte 

Bewertungsgutachten)  

 

  

                                                
14  Als komplexe Portfolios sind relevante Volumina an Aktiva zu verstehen, welche mit den standardisierten Informationen der Stufe 2 

nicht adäquat für die Zwecke einer Bewertung abgebildet werden können (z.B. Aktiva deren Risiken teilweise an einen Dritten 

übertragen wurden, komplexe Verbriefungstransaktionen, Wertpapiere mit komplexen Strukturen wie beispielsweise mit inkludierten 

Finanzderivaten). 
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7. Besondere Mindestanforderungen: Stufe 2 

7.1. Technisch-organisatorische Ausstattung 

7.1.1. Damit das Institut bzw. die Gruppe als abwicklungsfähig in Bezug auf die Bereitstellung von 

Informationen der Stufe 2 für die Bewertung angesehen werden kann, müssen die Berichtseinheit bzw. alle 

Berichtseinheiten in der Lage sein, auf Verlangen der Abwicklungsbehörde 

a) unverzüglich, spätestens binnen 72 Stunden, die Neubewertung ausgewählter Vermögenswerte und 

Verbindlichkeiten mit den bankinternen Bewertungsmodellen unter Berücksichtigung vom Bewerter 

angepasster Bewertungsparameter zu ermöglichen (Kapitel 7.2) und 

b) spätestens binnen 72 Stunden für die jeweilige Berichtseinheit und gegebenenfalls auch für 

ausgewählte (wesentliche) Tochterunternehmen der Berichtseinheit (siehe Ziffer 7.3.1) die in der 

Abwicklungsplanung vereinbarten Daten auf Einzelpositionsebene (basierend auf dem Excel-

Anhang zu diesem Rundschreiben) bereitzustellen (Kapitel 7.3 bis 7.5). 

7.1.2. Abhängig von der spezifischen Krisensituation könnte der Bewerter oder die Abwicklungsbehörde 

zusätzliche Informationen auf Einzelpositionsebene anfragen, die in der Abwicklungsplanung noch nicht 

identifiziert wurden (z.B. Kennzeichnung von Kunden, die nennenswerte Umsätze in einem bestimmten Land 

oder mit einem bestimmten Produkt erzielen oder Informationen zu bestimmten Nicht-

Abwicklungseinheiten). Zusätzliche Informationen sind immer unverzüglich, jedoch spätestens binnen 24 

Stunden, bereitzustellen. 

7.1.3. Sofern die bevorzugte und/oder die alternative Abwicklungsstrategie das Instrument der 

Unternehmensveräußerung beinhalten, ist zudem sicherzustellen, dass die Informationen auf 

Einzelpositionsebene der Stufe 2 gleichfalls im VDR für die potentiellen Erwerber bereitgestellt werden 

können. Dabei sind die in Abschnitt 5.1.3 dargestellten Anforderungen einzuhalten. 

7.1.4.  Das Datenbereitstellungsformat sowie entsprechende Kontaktpersonen sind mit der 

Abwicklungsbehörde im Rahmen der Abwicklungsplanung abzustimmen. Grundsätzlich sollen für die 

Informationen der Stufe 2 die gängigen Datenformate (z.B. Excel, CSV) verwendet werden. 

7.1.5.  Das für Stufe 1 entwickelte Handbuch für die Informationsbereitstellung ist für die Stufe 2 zu 

ergänzen. Hierzu zählt insbesondere die Beschreibung der Aufbau- und Ablauforganisation, gemäß welcher 

die relevanten Daten auf Einzelpositionsebene bankintern vorgehalten, aktualisiert und qualitätsgesichert 

werden.  

7.2. Bankinterne Bewertungsmodelle 

7.2.1. Die Berichtseinheit bzw. alle Berichtseinheiten müssen in der Lage sein, unverzüglich auf Verlangen 

der Abwicklungsbehörde, jedoch spätestens binnen 72 Stunden, die Neubewertung von ausgewählten 

Vermögenswerten und Verbindlichkeiten mit den bankinternen Bewertungsmodellen unter 

Berücksichtigung vom Bewerter angepasster Bewertungsparameter zu ermöglichen. Die einzubeziehenden 

Bewertungsmodelle sowie Vermögenswerte und Verbindlichkeiten, für die dies ermöglicht werden soll, 

sowie der Umfang der konkreten Anforderungen und Prozesse sind im Rahmen der Abwicklungsplanung 

abzustimmen. 

7.2.2. Die Berichtseinheit bzw. alle Berichtseinheiten müssen in der Lage sein, dem Bewerter auf Anfrage 

eine kurze Einführung und eine umfassende fachliche und technische Unterstützung bezüglich der 

bankinternen Bewertungsmodelle zur Verfügung zu stellen.  
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7.2.3. Im Rahmen der Abwicklungsplanung wird die Abwicklungsbehörde von der jeweiligen 

Berichtseinheit verlangen, eine Übersicht der genutzten bankinternen Bewertungsmodelle bereitzustellen 

und mit der Abwicklungsbehörde abzustimmen, aus der hervorgeht, welche Modelle für die Bewertung 

ökonomisch sinnvoll vom Bewerter berücksichtigt werden könnten.  

7.2.4. Im Rahmen der Abwicklungsplanung wird die Abwicklungsbehörde weiterhin von der jeweiligen 

Berichtseinheit verlangen, für die bankinternen Bewertungsmodelle, für die eine Nutzung für Zwecke der 

Bewertung abgestimmt wurde, eine Übersicht zu erstellen und laufend zu aktualisieren. Die in der Übersicht 

darzulegenden Inhalte sind im Rahmen der Abwicklungsplanung abzustimmen. Die Übersicht sollte 

insbesondere folgende Aspekte umfassen:  

 Kurze Darstellung der Systemlandschaft der für die Bewertung relevanten bankinternen 

Managementinformationssysteme,  

 Übersicht über die Produkte, für welche die bankinternen Bewertungsmodelle/IT-Systeme verwendet 

werden (z.B. durch eine Zuordnung von Produktschlüsseln), 

 Ansprechpartner für die fachliche und technische Unterstützung,  

 Übersicht der wesentlichen Eingangsparameter und Annahmen je Bewertungsmodell und 

 Hinweise auf vorhandene Nutzerhandbücher und Dokumentationen der einzelnen Modelle sollten als 

Anhang zur Verfügung gestellt werden.  

7.3. Proportionale Vereinfachungen hinsichtlich der Bereitstellung von Daten auf 
Einzelpositionsebene 

7.3.1  Die Informationsanforderungen für die Datenbereitstellung auf Einzelpositionsebene der Stufe 2 

müssen grundsätzlich nur für die jeweilige Berichtseinheit und für wesentliche Tochterunternehmen der 

Berichtseinheit, die für Bewertungszwecke wesentlich (vgl. Fußnote 13) sind, erfüllt werden. Wesentliche 

Tochterunternehmen können auch dann ausgeschlossen werden, wenn aufgrund ihres Geschäftsmodells 

keine bewertungsrelevanten Daten auf Einzelpositionsebne benötigt werden (z.B. bei einer reinen 

Immobilienservicegesellschaft). Welche Tochterunternehmen für die Stufe 2 zu berücksichtigen sind, ist im 

Rahmen der Abwicklungsplanung mit der Abwicklungsbehörde festzulegen. Während einer Krise kann der 

Bewerter jedoch Daten auf Einzelpositionsebene für wesentliche Tochterunternehmen nachfordern, die im 

Rahmen der Abwicklungsplanungsplanung als nicht wesentlich eingestuft wurden. 

7.3.2  Die Datenanforderungen der Stufe 2 wurden weitestgehend flexibel ausgestaltet und gewähren 

den Berichtseinheiten viel Entscheidungsfreiheit hinsichtlich der Auswahl und Spezifizierung der 

Datenpunkte. Hierdurch soll der Anpassungsaufwand in den IT-Systemen des Instituts bzw. der Gruppe 

reduziert werden und eine passgenaue und aussagekräftige Datenbereitstellung für den Bewerter 

ermöglicht werden, die das spezifische Geschäftsmodell des Instituts bzw. der Gruppe so weit wie möglich 

berücksichtigt.  

7.4. Allgemeine Anforderungen an die Datenpunkte auf Einzelpositionsebene 

7.4.1 Im Rahmen der Abwicklungsplanung werden die für eine Bewertung notwendigen 

institutsspezifischen Datenpunkte und weiteren Details festgelegt. Die in diesem Rundschreiben 

beschriebenen Datenpunkte und Zielvorgaben sowie der Excel-Anhang bilden die Grundlage, die vom 

Institut bzw. der Gruppe in Abstimmung mit der Abwicklungsbehörde weiter zu konkretisieren und 

spezifizieren ist.  
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7.4.2.  Die Daten sind jeweils auf Ebene der einzelnen Rechtseinheit bereitzustellen. Konsolidierte Daten 

werden auf Ebene einzelner Datenpunkte grundsätzlich nicht benötigt, können aber nach Ermessen der 

Abwicklungsbehörde dennoch verlangt werden, wenn dies für die Bewertung erforderlich sein sollte. 

7.4.3.  Daten für bestimmte Produkte können in aggregierter Form berichtet werden, wenn dies für die 

Bewertung der entsprechenden Produkte keinen erheblichen Informationsverlust bedeutet. Dieser Ansatz ist 

bspw. für Produkte geeignet, die aus Bewertungssicht weitestgehend homogen sind und/oder eine geringe 

Komplexität aufweisen (z.B. gedeckte, unstrukturierte Einlagen mit Laufzeit unter einem Jahr und Nominal 

unter €100 Tausend). Die konkrete Ausgestaltung ist im Rahmen der Abwicklungsplanung mit der 

Abwicklungsbehörde abzustimmen.  

7.4.4 In den nachstehenden Abschnitten erfolgt die Darstellung der Datenanforderungen für die 

einzelnen Produkttypen. In Abhängigkeit von den Produkttypen werden unterschiedliche Informationen 

benötigt, die jeweils in Informationskategorien (z.B. Kennung, Risikoparameter, Bilanz, etc.) 

zusammengefasst werden. Die bereitzustellenden Datenpunkte teilen sich jeweils in drei Klassen auf:  

(1) Pflicht-Datenpunkte: Datenpunkte müssen bereitgestellt werden. Sie sind grundsätzlich15 

entsprechend der im Excel-Anhang zu diesen Rundschreiben vorgeschriebenen Definition und in 

dem vorgegebenen Format bereitzustellen (z.B. bestimmte Auswahlfelder). 

(2) Flexible Datenpunkte: Datenpunkte werden im Excel-Anhang nur grob umschrieben. Das Institut 

bzw. die Gruppe kann sie nach eigenem Ermessen mit möglichst aussagekräftigen Informationen 

aus dem eigenen Datenhaushalt spezifizieren. Vom Institut wird eine genaue Definition und 

Erläuterung der gewählten Datenpunkte benötigt.  

(3) Freie Datenpunkte: Datenpunkte werden nicht im Rahmen dieses Rundschreibens vorgegeben 

und liegen somit zunächst im Ermessen des Instituts bzw. der Gruppe. Sie müssen allerdings im 

Rahmen der Abwicklungsplanung mit der Abwicklungsbehörde abgestimmt werden. Das Institut 

bzw. die Gruppe sollte die Datenpunkte so wählen, dass eine möglichst aussagekräftige Bewertung 

der betroffenen Produkte unterstützt wird. Als Anhaltspunkt für mögliche ökonomisch sinnvolle 

Datenpunkte kann das „EBA Data Dictionary“ herangezogen werden. Vom Institut wird eine genaue 

Definition und Erläuterung der gewählten Datenpunkte benötigt. 

Diese drei Klassen dienen der Proportionalität, um das Datenmodell möglichst genau auf die individuelle 

Datenlandschaft und das individuelle Geschäftsmodell des Instituts bzw. der Gruppe abzustimmen. Ziel ist 

es zudem, den systemseitigen Implementierungsaufwand für die Unternehmen so gering wie möglich zu 

halten und gleichzeitig dem Bewerter möglichst passgenaue und aussagekräftige Informationen, ohne 

Informationsverlust durch eine künstliche Verdichtung der Informationen, zur Verfügung zu stellen. Ein 

weiteres Ziel ist es, die Datenpunkte der Stufe 2 möglichst so auszugestalten, dass sich die Informationen 

der beiden Stufen aus Bewertersicht möglichst gut ergänzen. So wird im Datenmodell zum Beispiel der 

Pflichtdatenpunkt „Hauptbuchkonto“ gemäß des Kontenrahmens benötigt, der auch der geforderten 

Saldenaufstellung der Stufe 1 (Punkt 5.9 in Tabelle 2) zugrunde liegt, um dem Bewerter einen einfachen 

Bilanzabgleich der Einzelpositionsdaten zu ermöglichen.  

7.5. Spezifische Anforderungen an die Datenpunkte auf Einzelpositionsebene  

7.5.1. In der Tabelle „Kredite und außerbilanzielle Instrumente“ des Excel-Anhangs sind alle in den 

Bilanzpositionen Forderungen an Kunden, Forderungen an Kreditinstitute sowie Treuhandvermögen 

ausgewiesenen Instrumente sowie außerbilanzielle Transaktionen mit Kreditcharakter zu erfassen. Dies 

umfasst insbesondere ausgereichte nicht-verbriefte Kredite (z.B. Kontokorrentkredit, Schuldscheindarlehen, 

Sichteinlagen bei anderen Kreditinstituten) und Wertpapierfinanzierungsgeschäfte, die als Forderung 

                                                
15  In begründeten Ausnahmen kann in Abstimmung mit der Abwicklungsbehörde von diesem Grundsatz abgewichen werden. 



 

 Seite 28 von 40 

bilanziert werden (zum Beispiel umgekehrte Pensionsgeschäfte), sowie außerbilanzielle Instrumente (z.B. 

Avale, unwiderrufliche Kreditzusagen). Treuhandgeschäfte sind ebenfalls zu erfassen. Die 

Datenanforderungen für Kredite und außerbilanzielle Instrumente werden in acht Informationskategorien 

unterteilt: 

 
Tabelle 3: Kredite und außerbilanzielle Instrumente 

Informations- 

kategorie 
Zweck Beispiele für Datenpunkte 

1) Kennung Identifikation des jeweiligen Instrumentes.  

Pflichtdatenpunkte: Eindeutige interne 

Kennung des Instruments; 

Vertragskennung.  

2) Produkt- 

information 

Umfassendes Verständnis aus Bewertungssicht, um welche 

Produkte es sich im Einzelnen handelt.  

Pflichtdatenpunkt: Flag 

Treuhandgeschäft 

Flexible Datenpunkte: Produktart - 

übergeordnet; Produktart - granular.  

3) Instrumenten-

stammdaten 

Beschreibung der wesentlichen vertraglichen Konditionen des 

Instruments, die für die Bewertung relevant sind. Stammdaten 

bleiben im Zeitablauf in der Regel unverändert. 

Pflichtdatenpunkte: Anfangsbetrag 

des Instruments in EUR. 

Flexible Datenpunkte: 

Zahlungshäufigkeit; Zinsart.  

4) Aktuelle 

Instrumenten-

parameter 

Beschreibung der wesentlichen aktuellen Merkmale des 

Instruments aus Bewertungssicht. Daten in der Regel über die 

Vertragslaufzeit veränderlich. Die Instrumentenparameter sind 

sowohl für nicht-leistungsgestörte als auch für 

leistungsgestörte Instrumente von großer Bedeutung.  

Pflichtdatenpunkte: Ausstehender 

Nominalwert in EUR; Aktueller Zinssatz. 

 

5) Risikoparameter 

Bereitstellung bewertungsrelevanter Informationen aus Sicht 

des Risikocontrollings, insbesondere für die Einschätzung von 

risikoinduzierten Bewertungsabschlägen seitens des 

Bewerters. Die Daten sind vor allem für nicht-leistungsgestörte 

Kredite von Bedeutung, können aber teileweise auch für die 

Bewertung von leistungsgestörten Krediten nützlich sein. 

Pflichtdatenpunkte: Risikogewichtete 

Aktiva (RWA); Ausfallwahrscheinlichkeit 

(PD); Verlustquote bei Ausfall (LGD). 

Flexible Datenpunkte: Ausfallstatus 

des Instruments; Leistungsstatus. 

6) Bilanz 

Bereitstellung von Datenpunkten, die Aufschluss über die 

Bilanzierung geben, insbesondere für die Bewertung 1 und 2 

und für die Erstellung einer aktualisierten Bilanz von großer 

Bedeutung. 

Pflichtdatenpunkte: Buchwert gemäß 

HGB; Buchwert gemäß IFRS. 

Flexible Datenpunkte: HGB 

Rechnungslegungsklassifikation; IFRS 

Bilanzposition.  

7) Leistungsgestörte 

Instrumente 

Aspekte, die speziell für die Bewertung leistungsgestörter 

Kredite von Bedeutung sind. 

Pflichtdatenpunkte: Rückstände für 

das Instrument; Datum des 

Zahlungsverzuges. 

8) Verknüpfungen 

Darstellung der Verknüpfungen des Instruments zu 

Verbindlichkeiten und/oder anderen 

Vermögensgegenständen des Instituts.  

Pflichtdatenpunkte: ID 

Besicherungszuordnung; Compound ID. 

Flexible Datenpunkte: Art des 

Risikotransfers; Art der 

Besicherungsbeziehung. 

 

7.5.2.  In der Tabelle „Vertragspartner“ des Excel-Anhangs sind alle Vertragspartner bzw. Kreditnehmer 

zu erfassen, die als Gegenpartei der zuvor identifizierten Kredite und außerbilanziellen Instrumente 

fungieren. Hierzu zählen sowohl natürliche als auch juristische Personen. Hinsichtlich natürlicher Personen 

ist gemäß Ziffer 5.1.3 auf die Angabe personenbezogener Daten zu verzichten (insb.: Name der Gegenpartei 

bei natürlichen Personen). Die Datenanforderungen für Vertragspartner werden in drei 

Informationskategorien unterteilt: 

 



 

 Seite 29 von 40 

Tabelle 4: Vertragspartner 

Informations- 

kategorie 
Zweck Beispiele für Datenpunkte 

1) Kennung Identifikation des jeweiligen Vertragspartners.  Pflichtdatenpunkte: ID der 

Gegenpartei; Name der Gegenpartei, 

sofern keine natürliche Person.  

2) Merkmale der 

Gegenpartei 

Verständnis, welche bewertungsrelevanten Merkmale die 

Gegenparteien aufweisen.  

Pflichtdatenpunkt: Sitzland der 

Gegenpartei. 

Flexibler Datenpunkt: Sektoren- bzw. 

Branchenzuordnung des 

Vertragspartners. 

3) Risikoparameter Beschreibung des Vertragspartners aus Sicht des 

Risikocontrollings. Die Daten sind insbesondere für die 

Einschätzung von risikoinduzierten Bewertungsabschlägen 

hinsichtlich der mit den Vertragsparteien verbundenen 

Instrumente wichtig. Die vorgegebenen Datenpunkte sind vor 

allem für nicht-zahlungsgestörte Kredite von Bedeutung, 

können aber teilweise auch für die Bewertung von 

zahlungsgestörten Krediten nützlich sein. 

Flexible Datenpunkte: Ausfallstatus 

des Vertragspartners; Internes 

Kreditrating. 

7.5.3.  In der Tabelle „Sicherheiten“ des Excel-Anhangs sind alle Sicherheiten aufzuführen, die als 

Sicherheit für die zuvor identifizierten Kredite und außerbilanziellen Instrumente fungieren. Zu den 

aufzuführenden Sicherheiten zählen auch Garantien. Die Datenanforderungen für die Sicherheiten werden in 

vier Informationskategorien unterteilt: 

 
Tabelle 5: Sicherheiten 

Informations- 

kategorie 
Zweck Beispiele für Datenpunkte 

1) Kennung Identifikation der jeweiligen Sicherheit. Pflichtdatenpunkt: Eindeutige 

Kennung der Sicherheit. 

 

2) Merkmale Schaffung umfassendes Verständnis, welche 

bewertungsrelevanten Eigenschaften die Sicherheit aufweist.  

Pflichtdatenpunkt: Position des 

Pfandrechts. 

Flexible Datenpunkte: Art der 

Sicherheit – übergeordnet; Art der 

Sicherheit – granular.  

3) Bewertung Bereitstellung von Informationen hinsichtlich der internen 

und/oder externen Bewertung der Sicherheit.  

Pflichtdatenpunkte: Ursprünglicher 

Wert der Sicherheit; Aktueller Marktwert 

der Sicherheit. 

Flexibler Datenpunkt: Quelle der 

Bewertung. 

4) Sicherheiten-

spezifische 

Bewertungs-

parameter 

Bereitstellung von Informationen, die dem Bewerter eine 

wertmäßige Einschätzung verschiedener Sicherheitentypen 

ermöglichen. Die Datenpunkte sollten nach der 

Sicherheitenart in Unterkategorien unterteilt werden (z.B. 

Immobilien, Schiffe, Aktien etc.). Um dem Institut für die 

Informationskategorie die größtmögliche Flexibilität zu geben, 

werden keine Pflicht- oder flexiblen Datenpunkte vorgegeben. 

Als Anhaltspunkt für mögliche sinnvolle Datenpunkte und 

deren Klassifizierung kann sich das Institut an den „Collateral 

modules“ des „EBA Data Dictionary“ orientieren. 

Beispiel Immobilien: 

Freie Datenpunkte: Vermietbare 

Gebäudefläche; Grundstücksfläche; 

Postleitzahl etc. 
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7.5.4.  Die Tabellen „Link Kredit->Vertragspartner“ und „Link Kredit->Sicherheit“ des Excel-Anhangs 

dienen dazu, die Tabellen „Kredite und außerbilanziellen Instrumente“, „Vertragspartner“ und „Sicherheiten“ 

miteinander zu verknüpfen. 

7.5.5.  In der Tabelle „Link Kredit->Vertragspartner“ werden die Kredite und außerbilanziellen 

Instrumente den Vertragspartnern zugeordnet. Das heißt, die eindeutige (interne) Identifikationsnummer 

eines Instruments (z.B. Kredit) wird jeweils den eindeutigen Identifikationsnummern der Gegenparteien 

zugewiesen. Da ein Kredit sowohl mehrere Kreditnehmer als auch ein Kreditnehmer mehrere Kredite haben 

kann, besteht die Möglichkeit, dass in der Tabelle „Link Kredit->Vertragspartner“ bestimmte Kredite und 

Vertragspartner mehrfach aufzuführen sind, um alle Verknüpfungen abzubilden. 

7.5.6.  In der Tabelle „Link Kredit->Sicherheit“ werden die Kredite und außerbilanziellen Instrumente den 

Sicherheiten zugeordnet. Das heißt, die eindeutige (interne) Identifikationsnummer eines Instruments wird 

jeweils den entsprechenden eindeutigen Kennungen der Sicherheiten zugewiesen. Da ein Kredit sowohl 

mehrere Sicherheiten haben als auch eine Sicherheit mehrere Kredite besichern kann, besteht die 

Möglichkeit, dass in der Tabelle „Link Kredit->Sicherheit“ bestimmte Kredite und Sicherheiten mehrfach 

aufzuführen sind, um alle Verknüpfungen abzubilden. 

7.5.7.  In der Tabelle „Wertpapiere“ sind alle verzinslichen Wertpapiere (z.B. Anleihen und 

Nullkuponanleihen) und gehandelten Eigenkapitalinstrumente aufzuführen, die zum Stichtag der 

Datenlieferung gehalten werden. Hierzu zählen auch nichtgehandelte verzinsliche Wertpapiere sowie 

Wertpapiere, die einem Pensionsgeschäft zugrunde liegen, soweit diese zu bilanzieren sind. Die 

Datenanforderungen für verzinsliche Wertpapiere werden in sieben Informationskategorien unterteilt: 

 
Tabelle 6: Wertpapiere 

Informations- 

kategorie 
Zweck Beispiele für Datenpunkte 

1) Kennung Identifikation des jeweiligen Wertpapiers. Pflichtdatenpunkte: ISIN; Eindeutige 

interne Kennung des Wertpapiers. 

2) Emittenten- 

information 

Bereitstellung möglichst umfassender bewertungsrelevanter 

Informationen hinsichtlich des Wertpapieremittenten.  

Pflichtdatenpunkt: Land des 

Emittenten.  

Flexible Datenpunkte: Sektoren- bzw. 

Branchenzuordnung des Emittenten; 

Externes Rating des Emittenten. 

3) Wertpapier-

stammdaten 

Beschreibung der wesentlichen vertraglichen Konditionen des 

Wertpapiers, die für die Bewertung der jeweiligen Instrumente 

relevant sind (Stammdaten bleiben im Zeitablauf in der Regel 

unverändert).  

Pflichtdatenpunkte: Ausgabedatum; 

Fälligkeitsdatum. 

Flexible Datenpunkte: Zinsart; 
Referenzsatz.  

4) Risikoparameter Beschreibung des Wertpapiers aus Sicht des 

Risikocontrollings. Die Daten sind u.a. für die Einschätzung 

von risikoinduzierten Bewertungsabschlägen wichtig.  

Pflichtdatenpunkt: Risikogewichtete 

Aktiva (RWA). 

Flexible Datenpunkte: Internes Rating 

des Wertpapiers; Externes Rating des 

Wertpapiers. 

5) Bewertung Bereitstellung relevanter Datenpunkte hinsichtlich der internen 

und/oder externen Bewertung des Wertpapiers. 

Pflichtdatenpunkte: Aktuelle 

Bewertung des Bestandes; Kurs des 

Wertpapiers. 

Flexibler Datenpunkt: 

Bewertungsansatz. 

6) Bilanz Bereitstellung von Datenpunkten, die Aufschluss über die 

Bilanzierung des Wertpapiers geben und somit insbesondere 

für die Bewertung 1 und 2 als auch die Erstellung einer 

aktualisierten Bilanz von großer Bedeutung sind.  

Pflichtdatenpunkte: Buchwert gemäß 

HGB; Buchwert gemäß IFRS.  

Flexible Datenpunkte: HGB 

Rechnungslegungsklassifikation; IFRS 

Bilanzposition. 
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Informations- 

kategorie 
Zweck Beispiele für Datenpunkte 

7) Verknüpfungen Bereitstellung von bewertungsrelevanten Informationen 

hinsichtlich der Verknüpfungen des Wertpapiers zu 

Verbindlichkeiten und/oder anderen 

Vermögensgegenständen des Instituts. 

Pflichtdatenpunkte: Compound ID; 

Umfang des Risikotransfers. 

Flexible Datenpunkte: Art des 

Risikotransfers; Art der 

Besicherungsbeziehung. 

 

7.5.8.  In der Tabelle „Beteiligungen“ des Excel-Anhangs sind alle Beteiligungen und Anteile an 

verbundenen Unternehmen aufzuführen, die zum Stichtag der Datenbereitstellung gehalten werden. Sofern 

darüberhinausgehende Beteiligungsstrukturen (das heißt nicht-gehandelte Eigenkapitalinstrumente) 

bestehen, die in anderen Bilanzpositionen ausgewiesen werden, sind diese ebenfalls zu erfassen. Die 

Datenanforderungen für Beteiligungen werden in fünf Informationskategorien unterteilt: 

 
Tabelle 7: Beteiligungen 

Informations- 

kategorie 
Zweck Beispiele für Datenpunkte 

1) Kennung Identifikation des jeweiligen Instruments. Pflichtdatenpunkte: Eindeutige 

Kennung der Beteiligung; ISIN  

2) Unternehmens-

informationen 

Bereitstellung möglichst umfassender bewertungsrelevanter 

Informationen hinsichtlich des Unternehmens.  

Pflichtdatenpunkte: Sitzland der 

Beteiligung; Rechtsform der Beteiligung. 

Flexiblen Datenpunkte: Sektoren- bzw. 

Branchenzuordnung der Beteiligung; 

Gesellschaftszweck. 

3) Beteiligungs-

information  

Bereitstellung von Datenpunkten hinsichtlich der Merkmale 

und Bewertung der Beteiligung. 

Pflichtdatenpunkte: Anteiliger 

Marktwert; Beteiligungsquote. 

 

4) Risikoparameter Bereitstellung von bewertungsrelevanten Datenpunkten, die 

die Beteiligung aus Sicht des Risikocontrollings beschreiben.  

Pflichtdatenpunkt: Risikogewichtete 

Aktiva (RWA). 

 

5) Bilanz Information über die Bilanzierungsweise des 

Eigenkapitalinstruments. Die Daten sind somit insbesondere 

für die Bewertung 1 und 2 als auch die Erstellung einer 

aktualisierten Bilanz von großer Bedeutung.  

Pflichtdatenpunkte: Buchwert gemäß 

HBG; Buchwert gemäß IFRS.  

Flexible Datenpunkte: HGB 

Rechnungslegungsklassifikation; IFRS 

Bilanzposition. 

7.5.9.  In der Tabelle „Derivate Einzelprodukt“ sind alle Derivate aufzuführen, die zum Stichtag der 

Datenlieferung gehalten werden. Hierzu zählen auch eingebettete Derivate, die Teil eines strukturierten 

Aktiv- oder Passivproduktes sind. Das heißt, das Produkt enthält mindestens eine derivative Komponente, 

die die Voraussetzungen des Artikels 10 Abs. 1 a) - c) der Richtlinie 2007/16/EG erfüllt, sofern diese seitens 

des Instituts als gesonderte Produkte behandelt und abgebildet werden. Um die gelieferten Marktwerte von 

Derivaten wirksam nachvollziehen zu können, kann die Abwicklungsbehörde über die vorgegebenen 

Datenpunkte hinaus verlangen, dass alle erforderlichen Attribute für die Preisbildung der jeweiligen Derivate 

zur Verfügung gestellt werden. Daher muss ein dokumentiertes Verfahren bestehen, das es ermöglicht, die 

produktspezifischen Merkmale bereitzustellen, so dass ein Bewerter den Wert der gelieferten Derivate 

nachberechnen und nachvollziehen kann. Der Datenbestand (zum Beispiel in Form einer CSV-Datei) soll auf 

Anfrage innerhalb von 24 Stunden geliefert werden können. Die Details (Formate, Datenpunkte etc.) dieser 

Datenlieferung sind im Rahmen der Abwicklungsplanung mit der Abwicklungsbehörde abzustimmen. Die 

Datenanforderungen für Derivate werden in fünf Informationskategorien unterteilt: 
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Tabelle 8: Derivate Einzelprodukt 

Informations- 

kategorie 
Zweck Beispiele für Datenpunkte 

1) Kennung Identifikation des jeweiligen Derivats. Pflichtdatenpunkt: Eindeutige 

Derivatekennung. 

2) Bewertung Bereitstellung von Informationen hinsichtlich der internen 

und/oder externen Bewertung des Derivats. 

Pflichtdatenpunkte: Aktueller 

Marktwert des Kontrakts; Zeitstempel 

der Bewertung. 

Flexibler Datenpunkt: 

Bewertungsansatz.  

3) Bilanz Information über die Bilanzierung des Derivats. Die Daten sind 

somit insbesondere für die Bewertung 1 und 2 als auch die 

Erstellung einer aktualisierten Bilanz von großer Bedeutung.  

Pflichtdatenpunkte: Buchwert gemäß 

HBG; Buchwert gemäß IFRS. 

Flexible Datenpunkte: HGB-

Rechnungslegungsklassifikation; IFRS 

Bilanzposition. 

4) Verknüpfungen Bereitstellung von Informationen in Bezug auf Verknüpfungen 

des Derivats mit Verbindlichkeiten oder 

Vermögensgegenständen des Instituts.  

Pflichtdatenpunkt Compound-ID. 

 

7.5.10.  In der Tabelle „Derivate Netting-Sätze“ sind auf der Ebene der vertraglichen Netting-Sätze alle 

nicht eingebetteten Derivate aufzuführen, die die Berichtseinheit zum Stichtag der Datenlieferung hält. Auch 

Derivate, die nicht einer Netting-Vereinbarung unterliegen, sind zu nennen. Die Datenanforderungen für 

Derivate werden in fünf Informationskategorien unterteilt: 

 

Tabelle 9: Derivate Netting-Sätze 

Informations- 

kategorie 
Zweck Beispiele für Datenpunkte 

1) Kennung Identifikation des Netting-Satzes bzw. Derivatekontraktes. Pflichtdatenpunkte: ID Rahmenvertrag; 

ID der Gegenpartei. 

 

2) Kontrahenten-

stammdaten 

Bereitstellung bewertungsrelevanter Informationen 

hinsichtlich der Gegenpartei des Derivats.  

Pflichtdatenpunkte: Name der 

Gegenpartei, sofern nicht natürliche 

Person; Flag gruppeninterne 

Gegenpartei. 

Flexible Datenpunkte: Internes Rating 

der Gegenpartei; Externes Rating der 

Gegenpartei. 

3) Kontrakt-

informationen 

Bewertungsrelevante Informationen zum Rahmenvertrag. Flexibler Datenpunkt: Typ des Master 

Agreements. 

4) Sicherheiten-

informationen 

Informationen hinsichtlich der Besicherung des Netting-

Satzes. 

Pflichtdatenpunkt: Nettowert 

hinterlegter Sicherheiten. 

Flexibler Datenpunkt: Typ der 

Sicherheit. 

5) Bewertung Bereitstellung von Informationen hinsichtlich der internen 

und/oder externen Bewertung des Netting-Satzes. 

Pflichtdatenpunkte: Zeitstempel der 

Bewertung; Nettowert zu Marktpreisen. 

7.5.11.  In der Tabelle „Verbindlichkeiten“ des Excel-Anhangs sind alle Verbindlichkeiten der 

Bilanzkategorien Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten, Verbindlichkeiten gegenüber Kunden, 

verbriefte Verbindlichkeiten, Treuhandverbindlichkeiten, nachrangige Verbindlichkeiten und 

Genussrechtskapital zu erfassen. Hierzu zählen beispielsweise bail-in-fähige Verbindlichkeiten (z.B. 

Schuldscheindarlehen) als auch nicht bail-in-fähige Verbindlichkeiten (z.B. gedeckte Einlagen). Auch 

Pensionsgeschäfte, die im Einzelabschluss als Verbindlichkeit verbucht werden, sind zu nennen. Die 

Verbindlichkeiten können nach Ermessen des Instituts geclustert und aggregiert werden, soweit hierdurch 

der Informationsgehalt für eine Bewertung nicht materiell reduziert wird (z.B. Aufführung aller gedeckten, 
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unstrukturierten Einlagen mit Laufzeit unter einem Jahr und Nominal unter €100 Tausend in einer Position). 

Die für die Bewertung der Verbindlichkeiten erforderlichen Datenpunkte umfassen eine Reihe von 

Datenpunkten, welche bereits in der MaBail-in definiert werden. Diese Datenpunkte sind für alle 

Verbindlichkeiten, also sowohl für bail-in-fähige Verbindlichkeiten als auch nicht bail-in-fähige 

Verbindlichkeiten, bereitzustellen, wobei jeweils die Definitionen der MaBail-in zu verwenden sind. Die 

Datenanforderungen für Verbindlichkeiten werden in fünf Informationskategorien unterteilt: 

 
Tabelle 10: Verbindlichkeiten 

Informations- 

kategorie 
Zweck Beispiele für Datenpunkte 

1) Kennung Identifikation der Verbindlichkeit. Pflichtdatenpunkt: Eindeutige (interne) 

Identifikationsnummer. 

2) Verbind-

lichkeiten-

stammdaten 

Bereitstellung von Daten, die die wesentlichen vertraglichen 

Konditionen der Verbindlichkeiten beschreiben, die für die 

Bewertung der jeweiligen Instrumente relevant sind. 

 

Pflichtdatenpunkte: Zinsobergrenze; 

Zinsuntergrenze. 

Flexible Datenpunkte: 

Zahlungshäufigkeit, Referenzsatz.  

3) Aktuelle 

Verbindlichkeiten-

parameter 

Bereitstellung von Daten, die die wesentlichen aktuellen 

Parameter der Verbindlichkeit beschreiben, die über die 

Vertragslaufzeit in der Regel veränderlich sind.  

Pflichtdatenpunkte: Aktueller Zinssatz; 

Ausstehender Nennwert in EUR. 

4) Bewertung Bereitstellung von Informationen hinsichtlich der Bewertung 

der Verbindlichkeit. 

Pflichtdatenpunkte: Aktuelle 

Bewertung; Zeitstempel der Bewertung. 

5) Bilanz Information über die Bilanzierung der Verbindlichkeit. Die 

Daten sind somit insbesondere für die Bewertung 1 und 2 als 

auch die Erstellung einer aktualisierten Bilanz von großer 

Bedeutung. 

Pflichtdatenpunkte Buchwert gemäß 

HGB; Buchwert gemäß IFRS. 

Flexible Datenpunkte: Bilanzposition 

auf Einzelebene; Bilanzposition gemäß 

IFRS. 

5) Verknüpfungen Bereitstellung von Informationen in Bezug auf Verknüpfungen 

der Verbindlichkeit mit anderen Verbindlichkeiten oder 

Vermögensgegenständen oder Derivaten des Instituts. 

Pflichtdatenpunkte: Compound ID; ID 

Besicherungszuordnung.  

Flexible Datenpunkte: ID 

Risikotransferzuordnung.  
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Anhang I: Erläuterung der Informationen und Daten 

Die Informationen und Daten sind stets für die Abwicklungseinheit und die Abwicklungsgruppe 

bereitzustellen. Sofern darüber hinaus wesentliche rechtliche Einheiten berücksichtigt werden sollen, ist dies 

in der Tabelle vermerkt. 

 

Nr. Beschreibung 

1. Allgemeine Darstellung des Instituts (Abwicklungseinheit) und der Gruppe 

1.1  

Darstellung der Gesellschafter- und der Gruppenstruktur, insbesondere 

 Gesellschafterstruktur: Anteilshöhe, Stimmrechte, vertragliche/sonstige Bindungen zwischen den 

Gesellschaftern und der Gruppe, Dividenden- und Liquidationsanspruch  

 Gruppenstruktur: Darstellung aller Tochterunternehmen (bei Umstrukturierung(en) innerhalb der letzten 

drei Jahre: Gruppenstruktur vor und nach der Umstrukturierung) 

1.2  

Geschäftsmodell der Gruppe und der wesentlichen rechtlichen Einheiten, insbesondere  

 Geschäfts- und Risikostrategie gemäß MaRisk  

 Darstellung Geschäftsbereiche sowie zugehörige Produkte, Kunden und Distributionswege und -partner  

 Darstellung Refinanzierungsstrategie (qualitativ und quantitativ) 

1.3  

Steuerungsorgane und wesentliche Steuerungsgremien, insbesondere  

 Übersichtsliste mit wesentlichen Merkmalen des Organs/Gremiums 

 Protokolle der letzten drei Geschäftsjahre  

1.4  Investor Relations-Präsentationen der letzten drei Geschäftsjahre 

1.5  Ratingberichte der letzten drei Geschäftsjahre 

1.6  Protokolle von ordentlichen/außerordentlichen Haupt-/Gesellschafterversammlungen der letzten drei Geschäftsjahre 

1.7  

Informationen zur Entschädigungseinrichtung, dem institutsbezogenen Sicherungssystem und der freiwilligen 

Einlagensicherung, insbesondere 

 Satzung 

 wesentliche Dokumente  

1.8  

Eingeleitete Restrukturierungs- und Sanierungsmaßnahmen, insbesondere 

 Hintergrund, Umsetzungsstand und geplante Maßnahmen 

 finanzielle Auswirkungen 

1.9  

Darstellung der aktuellen bestandsgefährdenden Situation und aller schwebenden Risiken 

 inklusive der internen und ggf. vorhandenen externen Einschätzungen diesbezüglich der letzten drei 

Geschäftsjahre (sofern zutreffend) 

 Szenariobetrachtung und Auswirkungsanalyse auf das Institut und seine Töchter inkl. Quantifizierung und 

Wahrscheinlichkeiten 

2. Recht und Compliance 

2.1  

Grundlagendokumente, insbesondere 

 Gesellschafts- und Gründungsverträge  

 Satzungen 

2.2  

Wesentliche Rechtstreitigkeiten (relevante Aspekte), insbesondere 

 Übersicht über drohende und laufende Gerichtsverfahren, Schiedsverfahren, Mediationen etc.  

 Übersicht über Gerichtsurteile der letzten drei Geschäftsjahre 

 Übersicht über vergangene und laufende Prozesskosten der letzten drei Geschäftsjahre 

 Korrespondierende Rückstellungen und mögliche Versicherungsansprüche (Regress) 

2.3  
Übersicht über alle wesentlichen Marken- und Namensrechte sowie Patente, insbesondere Übersicht über die 

entsprechenden Wertansätze in der Bilanz 

2.4  Prospekte und Berichte zu Finanzinstrumenten und Verbindlichkeiten  

2.5  

Übersichtsliste wesentlicher Verträge zwischen den rechtlichen Einheiten, insbesondere auch einzelne  

 Beherrschungsverträge 

 Gewinnabführungsverträge 

 Dienstleistungsverträge 

 Patronatserklärungen 

 Garantien und Bürgschaften 



 

 Seite 35 von 40 

Nr. Beschreibung 

2.6  

Informationen zu Standard-Verträgen, insbesondere 

 allgemeine Geschäftsbedingungen für alle Geschäftssegmente 

 Übersichtsliste und einzelne Standardverträge mit Privatkunden für alle Geschäftssegmente 

 Übersichtsliste und einzelne Standardverträge mit Geschäftskunden für alle Geschäftssegmente 

2.7  

Übersicht der Verträge außerhalb der EU/EWR  

 unter Angabe von Rechtswahl und Gerichtsstand je Vertrag 

 Relevanz/Geschäftsvolumen des jeweiligen Vertrages und  

 Substituierungsmöglichkeiten nebst Zeitrahmen 

2.8  

Informationen zu Compliance-Sachverhalten, insbesondere 

 Compliance-Richtlinien, z.B. Kapitalmarkt, Geldwäsche, Regulatorik, betriebliches Kontinuitätsmanagement  

 Dokumente zu Compliance-Kontrollen und -Prozessen  

 Compliance Reporting-Berichte der letzten drei Geschäftsjahre (reguläre/anlassbezogene) 

3. Prüfungsberichte und aufsichtsrechtliche Korrespondenz im weiteren Sinne 

3.1  Übersicht aufsichtsrechtliche Zulassungen, Erlaubnisse etc. 

3.2  

Prüfungsberichte und sonstige Berichte der letzten drei Geschäftsjahre, insbesondere 

 der zuständigen Aufsichtsbehörde 

 der Abwicklungsbehörde 

3.3  

Sämtliche Anordnungen, Auflagen, Geldbußen etc. der Aufsichts- und Abwicklungsbehörden, die  

 entweder noch wirksam sind oder  

 in den letzten drei Geschäftsjahren bekanntgegeben wurden 

3.4  

Regulatorische Korrespondenz, insbesondere  

 ad hoc-Anfragen der Aufsichtsbehörde und/oder Abwicklungsbehörde und/oder anderer Behörden  

 Antworten auf obige Anfragen 

4. Planungsunterlagen, Modelldokumentation und Bewertungsunterlagen  

4.1  
Geschäftsplanung, insbesondere Mittelfristplanung (z.B. GuV, Bilanz und Kapital- und Liquiditätsplanung) und 

unterjährige Hochrechnung und wesentliche rechnerische Grundlagen, Inkl. Szenarioanalysen 

4.2  

Darstellung und Erläuterung des Planungsprozesses, insbesondere auch 

 Plausibilitätschecks 

 ICAAP und ILAAP-Dokumente 

4.3  

Analyse der historischen Planungsgenauigkeit, insbesondere  

 Gegenüberstellung der alten Planungen mit Ist-Zahlen (Planungen für die letzten fünf Geschäftsjahre) 

 Erläuterung der Gründe für die wesentlichen Abweichungen 

4.4  

Interne und externe Bewertungsunterlagen der letzten drei Geschäftsjahre, insbesondere  

 existierende Bewertungsunterlagen zu materiell bedeutsamen Vermögensgegenständen, wie z.B. Portfolien, 

Geschäftsbereichen, Beteiligungsunternehmen etc.  

 Due Diligence-Berichte zu ausgeführten oder anvisierten Transaktionen (soweit zutreffend) 

4.5  

Unterlagen und Übersicht zu Portfoliokäufen und -verkäufen, insbesondere auch  

 Garantie- und Freistellungsabreden  

 Quantifizierung eventuell verbleibender Risiken 

4.6  Dokumentation der Verrechnungspreise, insb. Country-by-Country Reporting 

4.7  Letzte Werthaltigkeitsprüfungen der Tochterunternehmen 

5. Finanzinformationen  

5.1  
Geschäfts- und zugehörige Prüfungsberichte (HGB und IFRS) der letzten drei Geschäftsjahre, einschließlich 

Überleitungsrechnung 

5.2  

Interne und externe Zwischenberichte und Monatsabschlüsse seit dem letzten testierten Abschluss, insbesondere  

 Bilanz  

 Gewinn- und Verlustrechnung 

 Interne Steuerungsunterlagen (Management Accounts)  
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5.3  

Detaillierte Hintergrundinformationen zu den Erläuterungen und Angaben im Anhang der letzten testierten 

Stichtagsbilanz (HGB und IFRS) sowie auch  

 Übersicht über Risikovorsorge und zugehörige Einflussfaktoren (z.B. PD, LGD, EAD) nach 

o Segmenten 

o Ländern  

o Kundengruppen 

o Asset-Klassen 

 Übersicht zu den Rückstellungen und Eventualverbindlichkeiten 

 Details zum Derivate-Buch 

 Übersicht zu stillen Reserven und stillen Lasten 

 Aufstellung der Aufteilung aller Assetklassen/Portfolios und Sub-Portfolios nach Ratingklassen  

 Ausweis von gruppeninternen Forderungen und Verbindlichkeiten 

 Übersicht über die wichtigsten Investitionsmaßnahmen in den letzten drei Geschäftsjahren 

 Auflistung und Bewertung von nicht betriebsnotwendigem Vermögen 

 Details zum Neugeschäft (Volumen, Branchen, etc.) 

5.4  

Detaillierte Hintergrundinformationen zu den Erläuterungen der Angaben im Anhang der Gewinn- und 

Verlustrechnung (HGB und IFRS) der letzten drei Geschäftsjahre, insbesondere nach 

 Segmenten 

 Ländern  

 Kundengruppen  

 Margen 

 Produktgruppen  

 Asset-Klassen 

 Ertrags- und Kostenarten 

5.5  
Dokumentation der angewandten Bilanzierungs- und Bewertungsverfahren (inklusive Methodik zur Ableitung von 

Ausfallwahrscheinlichkeiten, Ratingklassen und Sicherheiten-Qualität) 

5.6  

Aktuelle Ertrags- und Kostenübersicht je Geschäftsfeld, insbesondere 

 Separater Ausweis etwaiger außerordentlicher Erträge/Aufwendungen  

 Separater Ausweis etwaiger außerordentlicher Rückstellungen  

5.7  
Detaillierte Informationen zur Entwicklung des regulatorischen Kapitals, samt Überleitung aus dem bilanziellen 

Eigenkapital 

5.8  Kontenrahmen 

5.9  
Aktuelle Saldenaufstellung der Hauptbuchkonten (der Stichtag sollte dem verwendeten Stichtag für die bilanziellen 

Informationen der Stufe 2 entsprechen) vor und nach Konsolidierung 

5.10  Rückstellungsspiegel und Gutachten zu Pensionsrückstellungen 

6. (Risiko-)Controlling und andere wesentliche Funktionen 

6.1  

Reguläre und anlassbezogene Berichte für alle wesentlichen Steuerungsorgane/-gremien etc. der letzten drei 

Geschäftsjahre, insbesondere  

 Berichte  

 Präsentationen 

6.2  

Informationen zum Management zahlungsgestörter Kredite, insbesondere 

 Übersicht auf Ebene des Risikoverbunds möglichst mit Informationen hinsichtlich der dominierenden 

Work-out-Strategie (z.B. ob die Rückführung der Kredite durch Verwertung der Sicherheit (Gone Concern 

oder durch eine Fortführung des Kreditengagements und somit aus den zukünftig zu erwartenden 

operativen Zuflüssen (Going Concern) erfolgen soll) 

 Übersichten zu Sicherheitenverkäufen (insbesondere Erlöse und korrespondiere Buchwerte) der letzten 

drei Geschäftsjahre 

 Bewertung der Sicherheiten 

 historische (letzte drei Jahre) und geplante Verwertungsraten 

 Informationen zu Verwertungshindernissen (z.B. Nießbrauch) sofern vorhanden bzw. bekannt 

6.3  
Erläuterung zu den internen Ratingverfahren für bspw. Kreditnehmer, Kredite, Emittenten und Emissionen 

einschließlich einer Überleitung der Ratingklassen zu den Ausfallwahrscheinlichkeiten 

6.4  Erläuterungen zu den für die Sicherheitenbewertung genutzten Modellen und Verfahren 

7. Wettbewerbsposition 
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7.1  

Markt- und Wettbewerbsanalyse für die einzelnen Segmente, insbesondere  

 wesentliche Konkurrenten, Marktprognosen und Marktanteile 

 Berichte von Beratungsunternehmen und Verbänden, erstellte Marktstudien 

 Identifikation, Darstellung und Entwicklung der hauptsächlichen Geschäftstreiber des jeweiligen 

Teilmarktes 

 Einordnung: Bedeutung der Teilmärkte für den Unternehmenserfolg (u. a. Beitrag zu Umsatz und Gewinn) 

8. Steuern 

8.1  

Status der steuerlichen Veranlagung der wesentlichen Einheiten der letzten drei Geschäftsjahre, insbesondere 

 Steuerbescheide und zugehörige Steuererklärungen 

 Unterlagen zu den Steuererklärungen 

 Überblick über die Steuerberechnung 

 Überleitung von Handelsbilanz in Steuerbilanz 

 Überblick über die gebuchten Steuerrückstellungen 

 detaillierte Erläuterung aktiver/passiver latenter Steuern 

8.2  

Betriebsprüfungen der letzten drei Geschäftsjahre, insbesondere 

 Berichte der letzten abgeschlossenen Betriebsprüfung  

 Zwischenberichte laufender Betriebsprüfung 

 Prüfungsanordnungen  

 Liste der laufenden Einspruchsverfahren und (drohende) finanzgerichtliche Streitigkeiten  

8.3  Historische und aktuelle Steuerquote der Gruppe bzw. Gesellschaften (der letzten drei Geschäftsjahre) 

8.4  

Besteuerung ausländischer Gruppenunternehmen und Zweigstellen, insbesondere 

 aktuelle Übersichtliste  

 aktuelle Besteuerungsunterlagen 

8.5  Darstellung steuerlicher Organschaften 

8.6  

Steuerplanung, insbesondere  

 Darstellung der geplanten maßgeblichen Steuersätze 

 Darstellung der geplanten tatsächlich zu zahlenden Steuern (wenn relevant aufgeteilt nach Ländern) 

 Ausweis der geplanten Entwicklung von bestehenden steuerlichen Verlustvorträgen (wenn relevant 

aufgeteilt nach Ländern) 

 Darstellung der geplanten Entwicklung der latenten Steuern einschließlich Informationen über den 

sachlichen Hintergrund oder zeitliche Befristungen der latenten Steuern 

8.7  Übersicht und Erläuterungen zu latenten Steuern 

9. Personal und Informationstechnologie  

9.1  

Wesentliche Dokumente und Berichte zur Informationstechnologie, insbesondere  

 IT-Strategie 

 IT-Landkarte (interne und externe Bereitstellung) 

9.2  

Organisations- und Personalstruktur, insbesondere  

 Zuordnung zu Segmenten (Anzahl der Vollzeitarbeitskräfte) 

 Personalkosten und Vollzeitarbeitskräfte pro Abteilung 

 Anzahl und Qualifikation und Vertragsstatus der Mitarbeiter je Geschäftsbereich 

10. Tagaktuelle Daten  

10.1  Tagaktuelle Handelsergebnisse, einschließlich Hintergrundinformationen 

10.2  Interne Berichte zur Finanzentwicklung (GuV, Bilanz) seit dem letzten Monatsabschluss 

11. Informationen zu besonderen Portfolios und anderen Aktiva 

11.1  
Detailinformationen zu komplexen Portfolios16 mit Verbriefungsstrukturen (wenn vorhanden) bspw. ESMA 

Securitisation Reports 

11.2  
Detailinformationen zu komplex strukturierten Wertpapieren, deren Struktur durch die standardisierte Abfrage der 

Stufe 2 nicht vollständig abgebildet werden können, wenn diese für die Bewertung des Instituts wesentlich sind 

11.3  
Detailinformationen zu wesentlichen Förderprogrammen, sofern eine anteilige Risikoübernahme vorliegt und die 

Informationen nicht öffentlich verfügbar sind  

                                                
16  Als komplexe Portfolios sind relevante Volumina an Aktiva zu verstehen, welche mit den standardisierten Informationen der Stufe 2 

nicht adäquat für die Zwecke einer Bewertung abgebildet werden können (z.B. Aktiva deren Risiken teilweise an einen Dritten 

übertragen wurden, komplexe Verbriefungstransaktionen, Wertpapiere mit komplexen Strukturen wie beispielsweise Hebeln). 
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11.4  
Detailinformationen zu gehaltenen besonderen Vermögensgegenständen, z.B. Immobilienbeständen (bspw. letzte 

Bewertungsgutachten)  
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Anhang II – Glossar 

Abwicklungsbehörde Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht als 

Abwicklungsbehörde gemäß § 3 Absatz 1 SAG. 

Abwicklungseinheit 

(Resolution Entity) 

Siehe Ziff. 3.2.2. 

Abwicklungsgruppe  

(Resolution Group) 

Siehe Ziffer 3.2.4. 

Bail-in-Instrument Bail-in-Instrument im Sinne von Artikel 27 SRM-VO bzw. Instrument 

der Gläubigerbeteiligung im Sinne von § 90 SAG. 

Berichtseinheit Siehe Ziffer 3.2.6 

Bewerter „Bewerter“ bezeichnet entweder den unabhängigen Bewerter im 

Sinne des Artikels 38 der DelVO (EU) 2016/1075 oder die 

Abwicklungsbehörde, wenn diese gemäß Artikel 20 Absatz 3 i. V. m. 

Absatz 10 i. V. m. Artikel 7 Absatz 3 Unterabsatz 4 SRM-VO bzw. 

§ 74 SAG eine vorläufige Bewertung vornimmt. 

Bewertung der 

Abwicklungsfähigkeit 

Bewertung der Abwicklungsfähigkeit im Sinne von Artikel 10 SRM-

VO bzw. §§ 57 und 58 SAG. 

Bewertung für 

Abwicklungszwecke 

Bewertung im Sinne von Artikel 20 SRM-VO bzw. §§ 69 bis 75 SAG. 

Dies umfasst weder die Bewertung der Abwicklungsfähigkeit noch 

institutsinterne Bewertungsmethoden. 

Dry Run Ein Testlauf zur Überprüfung der vorhandenen Systeme und 

Prozesse. 

Gruppe Gruppe im Sinne von § 2 Absatz 3 Nummer 28 SAG. 

Gruppenangehöriges 

Unternehmen 

Unternehmen im Sinne von § 2 Absatz 3 Nummer 30 i. V. m. § 1 

Absatz 1 Nummer 3 SAG. 

Institut CRR-Kreditinstitut oder Wertpapierinstitut, das bzw. die vom 

Anwendungsbereich gemäß § 1 SAG erfasst ist. 

MaAbwicklungsfähigkeit BaFin Rundschreiben – Mindestanforderungen an die 

Abwicklungsfähigkeit im Rahmen der Abwicklungsplanung in der 

jeweils gültigen Fassung. 

MaBail-in BaFin Rundschreiben – Mindestanforderungen zur Umsetzbarkeit 

eines Bail-in in der jeweils gültigen Fassung. 

Nicht-Abwicklungseinheit Siehe Ziffer 3.2.3. 

Relevante Kapitalinstrumente Relevante Kapitalinstrumente im Sinne von Artikel 3 Absatz 1 

Nummer 51 SRM-VO bzw. § 2 Absatz 2 SAG. 
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Unabhängiger Bewerter Bewerter im Sinne des Artikels 38 der DelVO (EU) 2016/1075. 

WDCCI-Instrument Befugnis zur Herabschreibung und Umwandlung von relevanten 

Kapitalinstrumenten im Sinne von Artikel 21 SRM-VO bzw. 

Instrument der Beteiligung der Inhaber relevanter 

Kapitalinstrumente im Sinne von § 89 SAG. 

 


